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gemeinsame Sitzung des Finanz- und Sozialausschusses am 28.11.2024
hier: Antworten auf die Fragen zum EP 10 und 12

Sehr geehrter Herr Harms, sehr geehrte Frau Rathje-Hoffmann,

die in der gemeinsamen Sitzung des Finanz- und Sozialausschusses zum Haushalt 2025
am 28.11.2024 gestellten Fragen beantworte ich wie folgt:

1. Der Ausschuss bittet um eine Information zur Wirtschaftlichkeitsberechnung (1001 - 371

01)

Im Rahmen der 1. Kabinettsbefassung mit Beschlussfassung am 26.03.2024 wurde eine
umfassende Wirtschaftlichkeitsbetrachtung erstellt, deren Inhalte im Folgenden
wiedergegeben wird. Dabei wurden die Kosten der Fortfihrung des aktuellen Modells mit


Textfeld


den zu erwartenden Kosten einer Ansiedlung des staatlichen Arbeitsschutzes beim LAsD
verglichen.

Bei der Fortfuhrung des aktuellen Modells wtrden jahrliche Kosten fur den Vollzug des
staatlichen Arbeitsschutzes mit einem durchschnittlichen Barwert i.H.v. 12,8 Mio. € pro
Jahr entstehen. Die Gesamtkosten der kommenden 10 Jahre wirden sich auf einen
Barwert i.H.v. 128 Mio. € belaufen.

Demgegenuber war im Marz 2024 davon auszugehen, dass die Ansiedlung des
staatlichen Arbeitsschutzes beim LAsD jahrliche Kosten mit einem Barwert i.H.v. 11,0 Mio.
€ pro Jahr verursachen wirde. Die Gesamtkosten der kommenden 10 Jahre wurden sich
auf einen Barwert i.H.v. 110 Mio. € belaufen.

Da man im Laufe des Projekts ein differenzierteres Bild von der Kosten- und
Personalstruktur der StAUK erhalten hat, sind die im Marz 2024 angenommenen Zahlen
leicht zu korrigieren. Insgesamt zeichnet sich jedoch weiterhin ab, dass eine Ansiedlung
des staatlichen Arbeitsschutzes beim LAsD eine erhebliche Einsparung fur das Land mit
sich bringt.

Einsparungen gegenuber der Fortflihrung des aktuell geltenden Modells kdnnen vor allem
durch die nachfolgenden Aspekte erzielt werden:

A) Entfallen der Zahlungen an die Versorgungsausgleichskasse der
Kommunalverbande Schleswig-Holstein (VAK)

Die Unfallkasse Nord ist Mitglied der VAK und zahlt fur alle Kérperschaftsbeamtinnen und
Korperschaftsbeamten eine Umlage an die VAK. Nach der aktuellen Satzung und den
aktuell geltenden Hebesatzen entspricht diese Umlage ca. 45 % der aktuellen
Bruttobesoldung, wahrend laut Personalkostentabelle des Landes nur 30 % der aktuellen
Bruttobesoldung fur kinftige Versorgungsanspriche zugrunde zu legen sind. Dieser
Betrag ist auch als realistisch anzusehen, da im vergangenen Jahr fur die Pensionarinnen
und Pensionare der StAUK Pensionsleistungen i.H.v. 932 T€ gezahlt wurden und die
aktuelle Bruttobesoldung insgesamt 3.224 T € betrug.

B) Keine pauschalierten Kosten fiir Flihrung und Verwaltung

Aktuell werden die Kosten fur Fihrung und Verwaltung Uber Zuschlage nach der
Personalkostentabelle i.H.v. 5 bzw. 10 % abgegolten. Durch die Neustrukturierung kdnnen
diese pauschalen Zuschlage jedoch entfallen, und es ist nur der tatsachlich bestehende
Bedarf an Fihrung und Verwaltung zu verguten. Dies wird durch die personelle
Verstarkung des Overheads also insbesondere der Abteilung 1 des LAsDs erreicht. Die
hierfur erforderlichen Personalmittel sind — trotz der vorgenommenen Stellenhebungen —
geringer als die pauschalisierten Zuschlage, welche aktuell an die Unfallkasse Nord
gezahlt werden.

C) Auswirkung reduzierter Sachkosten
Aktuell werden der Unfallkasse die Sachkosten fur den Vollzug des staatlichen

Arbeitsschutzes auf Grundlage der Personalkostentabelle des Landes mit 10 % der
Personalkosten inkl. Personalgemeinkosten erstattet, obgleich auch innerhalb der StAUK



Desksharing praktiziert wird. Durch die Neustrukturierung kann daher erzielt werden, dass
Einsparungen bei den Sachkosten direkte Auswirkungen auf die Gesamtkosten des
Vollzuges haben ohne die Situation der Beschaftigten zu beeintrachtigen. Der
Sachkostenansatz der Personalkostentabelle des Landes wurde daher um 1/3 reduziert,
sodass die aktuellen Vorgaben zum Raumeinsparkonzept hier bereits antizipiert wurden.

D) Fortschreibung der Kosten fur Hilfskrafte

Aktuell erhalt die Unfallkasse einen Betrag i.H.v. 7 % der Personalkosten (inkl.
Nebenkosten) fur Hilfskrafte. Dieser Betrag belief sich im Jahr 2023 auf ca. 500 T €,
obgleich die UK Nord keine Hilfskrafte beschaftigt, welche Aufgaben des staatlichen
Arbeitsschutzes wahrnehmen. Hier konnen voraussichtlich ebenfalls Kosten eingespart
werden.

E) Zu erwartender Einmaleffekt

Der sich aktuell in der Verbandeanhoérung befindende Gesetzentwurf sieht vor, dass die
VAK in entsprechender Anwendung des Versorgungslastenteilungsstaatsvertrages flur die
von der Unfallkasse Nord auf das Land ubergehenden Beamtinnen und Beamten eine
Abfindung an das Land zahlt. Diese Abfindung ist noch anhand der Lebenslaufe der
betroffenen Beamtinnen und Beamten zu kalkulieren.

Weiterhin ist vorgesehen, dass die Unfallkasse Nord die Gelder, die diese zur Bildung von
Altersrickstellungen nach § 172c Sozialgesetzbuch Siebtes Buch vom Land erhalten hat,
an das Land zuruckzahlt. Diese Gelder waren dazu bestimmt, ab 2029 die
Beihilfeanspruche der Versorgungsempfanger zu sichern. Da die Gelder fur den originaren
Zweck nicht mehr verwendet werden kdnnen, sind diese dem Land zuruckzuerstatten.

Weiterhin sieht der Gesetzentwurf vor, dass alle nicht verwendeten Betriebsmittel, welche
die Unfallkasse Nord im Laufe des Bestehens der StAUK erhalten, aber nicht fiir den
Vollzug des staatlichen Arbeitsschutzes verwendet hat, an das Land zuruckzuzahlen sind.

Es wird davon ausgegangen, dass die Summe der oben genannten Gelder ca. 18 bis 21
Mio. € ausmachen wird. An den genauen Berechnungen wird aktuell sowohl seitens der
VAK, als auch seitens der Unfallkasse Nord gearbeitet. Es ist selbstverstandlich geplant,
die genauen Betrage im Rahmen des Gesetzgebungsverfahren transparent darzustellen.

2. Der Ausschuss bittet um die Ubersendung einer Aufstellung der
Gerichtsverfahren 2024 (1001 — 526 01)

Die Aufstellung der Gerichtsverfahren ist in der Anlage 02 beigeflugt.

3. Der Ausschuss bittet um eine Ubersicht zum Mittelabfluss, Stand 31.10.2024,
Kosten fur Sachverstandige (1001 — 526 99)

Der Mittelabfluss ist in der Tabelle ,Mittelabfluss 1002-52699“ (Anlage 03) beigeflugt.



4. Der Ausschuss bittet die aktuelle Mittelveranschlagung zu prufen,
Entschadigungen bei Berufsausubungsverboten und Absonderungen sowie
EntseuchungsmaRnahmen (1003 — 681 06)

Das fur das Haushaltsjahr 2025 eingeplante Soll in Hohe von 5,6 Mio. € berucksichtigt die
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) aus dem Marz 2024 zum
Lohnfortzahlungsanspruch infizierter Arbeithehmer geanderte Vollzugspraxis noch nicht.
Nach dieser hdchstrichterlichen Rechtsprechung in der Arbeitsgerichtsbarkeit haben die
meisten Personen, die im Zusammenhang mit den zur Eindammung des Corona-Virus
erforderlichen Malinahmen Adressat eines behdrdlichen Tatigkeitsverbotes oder
Absonderungsgebotes geworden sind, einen Anspruch auf Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall gegen ihren Arbeitgebenden. Der subsidiare 6ffentlich-rechtliche
Entschadigungsanspruch nach §§ 56 ff. IfSG scheidet infolgedessen aus.

Vor diesem Hintergrund wurde die Vollzugspraxis im Friuhling dieses Jahres angepasst
und etwa 90 Prozent der offenen Antrage auf Entschadigung wurden bzw. werden
abgelehnt. Gegen diese Entscheidungen haben viele Arbeitgeber Rechtsmittel eingelegt.
Zwar geht das Sozialministerium davon aus, dass die geanderte restriktive Vollzugspraxis
auch von den Verwaltungsgerichten bestatigt wird, auch wenn dies zur Folge hat, dass fur
die Anwendung der Entschadigungsregelungen in §§ 56 ff. IfSG kaum noch Raum bleibt.
Doch birgt dieses Vorgehen auch ein erhebliches finanzielles Risiko. Die Ablehnung von
Entschadigungsanspruchen von mit dem Corona-Virus infizierten Arbeithehmenden wegen
eines vorrangigen Anspruchs auf Lohnfortzahlung ist aktuell Gegenstand eines
Revisionsverfahrens vor dem Bundesverwaltungsgericht. Wann mit einer Entscheidung zu
rechnen ist, ist aktuell nicht bekannt.

Um den mit der Einlegung von Rechtsbehelfen verbundenen Aufwand flr alle Beteiligten
zu reduzieren, schliet das Landesamt fur soziale Dienste mit Arbeitgebenden, bei denen
noch eine Reihe von Antragen offen sind, Musterklage-Vereinbarungen. In 350 Fallen sind
schon Muster-Klageverfahren mit drei Arbeitgebenden vereinbart worden. Weitere Muster-
Klageverfahren werden derzeit bzgl. 770 Fallen verhandelt. Zudem werden noch weitere
Widerspriche und Klagen gegen die Ablehnungsentscheidungen erwartet.

Schliel3lich stellt sich die Frage, ob im Falle einer Entscheidung des BVerwG zu
Ungunsten der Lander auch eine nachtragliche Abanderung der (bestandskraftigen)
Ablehnungsbescheide von Amts wegen oder auf Antrag erfolgen muss, weil der Anspruch
zu Unrecht versagt wurde.

5. Der Ausschuss bittet um Erlauterung zu den unterschiedlichen Betragen fiir die
folgenden Ansatze, Zuschusse fiir erganzende MaRnahmen (1004 — 684 02, MG 01)

A) Digitales Pflegebistro:
2024: 92.000 €, 2025: 20.000 €



B)

C)

D)

E)

F)

Begrundung:
Aufgrund einer Konzeptanderung beim Projekttrager wurde kein héherer Bedarf im
Rahmen dieses HH-Titels fur das Jahr 2025 angemeldet.

Starkung hausliche Pflege:

2024: 0,00 €, 2025: 70.000 €

Begrundung:

Im Rahmen des jlungst verabschiedeten MalRnahmenpakets zur Sicherung der
pflegerischen Versorgung in Schleswig-Holstein sind Mittel fur das Handlungsfeld A
(Pflegende Angehdrige entlasten - ambulante Versorgung sicherstellen) eingeplant.

Forderung Mitwirkung in den Einrichtungen:

2024: 35.425,80 €, 2025: 50.000 €

Begrundung:

Far 2024 standen ebenfalls Mittel in HOhe von 50.000 € zur Verfugung. Es wurden
fur 2024 jedoch nur Projektantrage mit 0.g. Férdersumme gestellt. Fur 2025 wird mit
héheren Zuwendungsantragen gerechnet.

Pflegenottelefon:

2024:70.000 €, 2025: 60.000 €

Begrundung:

Die Differenz der Férderungssumme von 70.000 € im Haushaltsjahr 2024 zu 60.000
€ im kommenden Haushaltsjahr 2025 begrindet sich mittels einer einmaligen
Erhéhung der Férderungssumme in 2024 fir die Offentlichkeitsarbeit zur

Uberarbeitung der Website, sowie fiir die Auftaktveranstaltung zur Ausweitung des
PNT um die Zielgruppe der Young Carers, weshalb die Férdersumme in 2025 wieder
auf den Betrag von ca. 60.000 € zuruckgesetzt wurde.

Forderung Selbsthilfe:

2024: 10.770,10 €, 2025: 25.000 €

Begrundung:

Die Forderung von Selbsthilfeprojekten hangt maligeblich von der Anzahl und
Qualitat der eingegangenen Antrage ab. In diesem Jahr wurde ein Forderbetrag von
10.770,10 € bewilligt, da lediglich ein forderfahiger Antrag eingegangen ist.

FUr das Jahr 2025 zeichnet sich jedoch ein anderes Bild ab: Es liegen bereits
mehrere Antrage vor, die aktuell gepruft werden. Dies deutet darauf hin, dass die
Nachfrage nach Forderung wachst und voraussichtlich ein héherer Forderbetrag
bewilligt werden kann.

Entburokratisierung Pflegedokumentation:

2024: 0 €, 2025: 40.000 €

Begrundung:

Fir 2024 wurde ein angekundigter Projektantrag nicht eingereicht. Fir 2025
ist geplant, Schulungen zum entburokratisierten Pflegemodell zu fordern.

6. Der Ausschuss bittet um eine Ubersicht der Empfinger und Beantwortung der
Frage, warum die Titelansatze nicht ausgeschopft werden, Angebote zur
Unterstlitzung im Alltag (1004 — MG 02)



Grundsatzlich konnen alle Anbieter von Angeboten zur Unterstitzung im Alltag einen
Forderantrag gemal Richtlinie Uber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung von
Angeboten zur Unterstitzung im Alltag, von Modellvorhaben zur Erprobung neuer
Versorgungskonzepte und Versorgungsstrukturen sowie der Selbsthilfe nach § 45¢c und §
45d SGB Xl in Schleswig-Holstein (Fundstelle: Amtsbl. Schl.-H. 2024 Nr. 6, S. 137) stellen.

Das Fordervolumen ist abhangig von der Anzahl der Antrage und in der Hohe begrenzt auf
maximal 4.000 € pro Angebot. Insgesamt wurden in 2024 65 Angebote gefordert.

In 2024 haben folgende Anbieter flr ein oder mehrere Angebote eine Férderung erhalten:
ADS-Grenzfriedensbund e.V.

Alzheimer Gesellschaft Ratzeburg

Alzheimer Gesellschaft Krs. PI

Alzheimer Gesellschaft Norderstedt

Alzheimer Gesellschaft Ratzeburg

Alzheimer Gesellschaft Stormarn
AWO Haus Budelsdorf

AWO Kieler Servicehauser

AWO Pflegedienste K

AWO Servicehaus Lubeck

Carola Lazell Tiergestiutze Therapie

Diakonie Sozialstation Buchen-Lauenburg
Diakonisches Werk Altholstein

Die Bricke gGmbH

DRK Altenholz e.V.
DRK-Schwesternschaft Elsa Brandstrom

Ev—Luth. Kirchengemeinde

Hof Frowahr

Hof TohuWaBoho

Stefanie Klink

Landwege e.V.

Lichtblick Schinkel e.V.
Lebenshilfe Bad Segeberg gGmbH
Maschinenring Mittelholstein
Meves-Hof GbR

MGH Forderzentrum Kastanienhof

Pflegestitzpunkt Neumunster

Sankt Christian Helferkreis fur Menschen mit Demenz




Sozialstation im Amt Horup e.V.

7. Der Ausschuss bittet, die aktuellen Berechnungsvorschlage in Bezug auf
mogliche Erhohungen des Landesblindengeldes zur Kenntnis zu geben (1005 - 633
02)

Zwischen dem Haushaltsansatz des Titels fur 2024 und den Abschlagen sowie den
Erstattungen von den Kreisen und kreisfreien Stadte ergibt sich ein Differenzbetrag von
2.502.824,92 €. Unter der Voraussetzung einer gleichbleibenden Zahl von
Leistungsberechtigten (2.913 in 2023, eine aktuellere Zahl liegt nicht vor) ergibt sich ein
Erhohungsbetrag von monatlich maximal 70,00 €. Die Koalition hat entschieden, die
Leistungen an Personen vor Vollendung des 18. Lebensjahres von 200,00 Euro auf
225,00, an Personen nach Vollendung des 18. Lebensjahres von 300,00 € auf 325 Euro
und fur taubblinde Personen von 400,00 auf 425,00 Euro monatlich zu erhohen.

8. Der Ausschuss bittet um Vorlage der aktuellen Verteilschliissel an die
Kommunen, Erstattung von Ausgaben der ortlichen Trager der Sozial- und
Jugendhilfe zum angemessenen Schulbesuch (1005 — 633 05)

Die Informationen sind der Anlage zu 08 zu entnehmen.

9. Der Ausschuss bittet um Vorlage der aktuellen Verteilschliissel und der
Evaluationsergebnisse, ,,Ausgleich der Mehrbelastung der Kreise und kreisfreien
Stadte im Zusammenhang mit dem Vollzug des Betreuungsorganisationsgesetzes
(BtOG) und Erstattung der Kosten fiir Modellprojekte gem. § 11 Absatz 5 BtOG*“
(1005 - 633 13)

Der aktuelle Verteilschlussel fur die verhandelten 1,6 Mio. € Mehrbelastungsausgleich pro
Jahr fur die Betreuungsbehdérden der Kreise und kreisfreien Stadte ist der mitgesendeten
Anlage zu 09 zu entnehmen. Ebenfalls wurden aus diesem Titel die Mehrbelastungen der
Modellkreise Schleswig-Flensburg und Segeberg, die die erweiterte Unterstitzung
erproben, gezahlt. Hier wurden dem Kreis Schleswig-Flensburg 167.511,46 € und dem
Kreis Segeberg 125.633,59 € ausgezahilt.

Die Hohe des kunftigen Mehrbelastungsausgleichs wird gemeinsam mit den KLV auf Basis
der Evaluation der tatsachlichen und belegbaren Mehraufwendungen der Jahre 2023 bis
2025 fur das Betreuungswesen verhandelt.

10. Der Ausschuss bittet um Erlauterung, inwiefern sich der Rahmenvertrag fiir die
vollstationare pflegerische Versorgung gemaf 75 Abs. 1 SGB Xl auf die Erstattung
der Kosten der Sozialhilfe (1005 — 633 07, MG 04) auswirkt



Mit der Umsetzung des Rahmenvertrags mit Wirkung vom 01.10.2024 werden die
Personalkosten, die ca. 85% der Pflegekosten ausmachen, ansteigen. Zum einen ist dies
Folge der Aufwichse im Bereich des Pflegepersonals nach Einfuhrung des
Personalbemessungsinstruments. Neben der zahlenmaligen Erhohung der Pflegekrafte
sind auch die Gehalter in den letzten Jahren Uberdurchschnittlich gestiegen. Grund hierfur
ist die EinflUhrung des Tariftreuegesetzes, nach dem jede Pflegeeinrichtung verpflichtet ist,
tarifliche Gehalter oder ein ortsubliches Entgeltniveau fur Pflegepersonal zu leisten.

Seit dem Jahr 1996, aus dem der alte Rahmenvertrag datierte, hat sich daruber hinaus
auch fur sonstiges Personal (Leitung, Verwaltung, Technischer Dienst, Hauswirtschaft und
Reinigungspersonal) die Notwendigkeit der Aufstockung ergeben. Auch das ist
Gegenstand der Regelungen des Rahmenvertrags. Wird aufgrund von gesetzlichen
Bestimmungen kinftig auch ein Hygienemanagement verbindlich geregelt und erweitert
werden, sind die daflr notwendigen Personal- und Sachkosten nach dem Rahmenvertrag
zu verguten. Tarifliche Gehalter dirfen auch bei dem sonstigen Personal nicht als
unwirtschaftlich abgelehnt werden und flhren so zu einer Erhéhung der Personalkosten.
Aufgrund des Fachkraftemangels in der Pflege und dem damit verbundenen erhdhten
unternehmerischen Risiko haben sich die Kalkulationsgrundlagen zur Berechnung der
Pflegesatze geandert. Kosten zur Anwerbung von Pflegekraften aus Drittstaaten, zur
EinfUhrung eines Springerpools, betrieblicher Ausfallkonzepte sowie Ausbildungsumlagen
werden aufgrund gesetzlicher Regelungen ebenfalls den Pflegesatzen zugeordnet.

Unter Summierung aller Steigerungen der Personalkosten kénnen diese nicht vollstandig
durch die Leistungsverbesserungen in der sozialen Pflegeversicherung und die Einfihrung
des Leistungszuschlag nach § 43c SGB Xl ausgeglichen werden und mussen im
Bedarfsfalle von der Hilfe zur Pflege Ubernommen werden.

11. Der Ausschuss bittet zum Hartefallfonds soziale Vereine und Verbande um eine
Ubersicht, wer was wofiir erhalten hat, sobald die Abrechnungen vorliegen (1005 —
684 15)

Nach Eingang der Abrechnungen wird dem Finanzausschuss voraussichtlich im dritten
Quartal 2025 eine entsprechende Ubersicht vorgelegt.

12. Der Ausschuss bittet zu den Kompetenzteams Inklusion um Vorlage der
aktuellen Richtlinie inkl. Fundstelle und Verteilschlussel (1007 — 633 19 MG 03)

Fundstelle der aktuellen Forderrichtlinie: Amtsblatt Schleswig-Holstein vom 02.10.2023,
Seite 2255

Festsetzung der max. Hochstbetrage fur die drtlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe:

Hansestadt Lubeck 530.383 €

Kreis Dithmarschen 530.383 €




Kreis Herzogtum Lauenburg

618.781 €

Kreis Nordfriesland 618.781 €
Kreis Ostholstein 530.383 €
Kreis Pinneberg 1.035.870 €
Kreis Plon 441.986 €
Kreis Rendsburg-Eckernférde 883.973 €
Kreis Schleswig-Flensburg 707.178 €
Kreis Segeberg 707.178 €
Kreis Steinburg 441.986 €
Kreis Stormarn 883.973 €
Stadt Flensburg 441.986 €
Stadt Kiel 707178 €
Stadt Neumunster 441.986 €
Stadt Norderstedt 441.986 €




13. Der Ausschuss bittet fur die Forderungen nach dem Standard-Qualitats-Kosten-
Modell um eine Ubersicht fiir 2023 und 2024 (1007 — 633 24 (Notkredit))

Monat Erfasste Kostenschat- Erfasste Kostenschat-
Ukrainekinder- zung - Ukrainekinder- zung -
zahl - 2023 Landesbeitrag zahl - 2024 Landesbeitrag
Refinanzierung (Zahl far Refinanzierung
2023 12.2024 = 2023
11.2024, da (Zahl far
noch unbekannt) 12.2024 =
11.2024, da
noch unbekannt)

Januar 751 330.000,00 € 974 420.000,00 €
Februar 758 330.000,00 € 979 420.000,00 €
Marz 799 350.000,00 € 993 460.000,00 €
April 812 310.000,00 € 1000 450.000,00 €
Mai 822 330.000,00 € 1020 460.000,00 €
Juni 824 320.000,00 € 1034 460.000,00 €
Juli 831 440.000,00 € 1021 450.000,00 €
August 798 350.000,00 € 930 430.000,00 €
September 870 390.000,00 € 1028 490.000,00 €
Oktober 922 410.000,00 € 1100 520.000,00 €
November 941 420.000,00 € 1118 530.000,00 €
Dezember 951 420.000,00 € 1118 530.000,00 €

Durchschnitt 840 4.400.000,00 € (1026 5.620.000,00 €

bzw. Summe

Hinweis: Es erfolgte eine Rundung der Kalkulation auf volle 10.000,00 €

14. Der Ausschuss bittet um Prufung, ob die Beratungsstelle bei Menschenhandel
contra vom Beschluss des Landtages zur Ubertragung von Mitteln ins FAG erfasst
ist (1008 — 684 03 MG 03)

Drucksache 20/1187(neu) hatte die ,Uberfiihrung der zuséatzlichen Landesmittel fir die
Forderung der Frauenfacheinrichtungen aus dem Einzelplan 10 in das
Finanzausgleichgesetz (FAG)“ zum Gegenstand. Dies ist mit dem Haushalt 2024

umgesetzt worden. Die Fachberatungsstelle Contra erhalt Mittel aus dem FAG. Erganzend
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dazu wird sie auch aus dem Haushaltstitel 1008-684 03 MG 03 gefordert und dieser
Haushaltstitel unterliegt dem Landtagsbeschluss nicht.

15. Der Ausschuss bittet um eine Ubersicht mit MaRnahmen zur Umsetzung der
Gleichstellungsstrategie (1008 — 533 04 MG 03) in 2024 und den Planungen 2025

2024
A) Externe Beratung modellhafter GM-Analysen von kommunalen Vorhaben
B) Erstellung von Informationsmaterial (Handreichung ,Gender Mainstreaming —
Beispiele flr die Praxis“, Handreichung ,Gender Mainstreaming fur die kommunale
Ebene®, Faltblatt ,Digitalisierung gleichstellungsgerecht gestalten®, Leitfaden
,Gleichstellungsorientierte Haushaltssteuerung®)
C) Beratung zur Initiierung von Gender Budgeting auf kommunaler Ebene

2025
A) Fortsetzung der Implementierung von Gender Budgeting in kommunalen
Haushalten
B) Prifung von gleichstellungswirksamen Malinahmen in Kooperation mit anderen
Partnern z.B. in der Privatwirtschaft sowie Vereinen und Verbanden

16. Der Ausschuss bittet zu den Hartefallhilfen aufgrund gestiegener Energiepreise
fur Frauenfacheinrichtungen um Vorlage der Richtlinie inkl. Fundstelle (1008 — 684
12 MG 03)

Die Richtlinie (Anlage 16) wurde am 15.07.2024 im Amtsblatt veroffentlicht und den
Antragsberechtigten zusammen mit einem entsprechenden Antragsformular Gbersandt.

17. Der Ausschuss bittet um Darlegung, wieviele Personen mit dem Projekt
Frauen_Wohnen beschaftigt sind (VZA), und ob es eine Evaluation gibt (1008 — 684
18 MG 03)

Bei der Personallbersicht (Anlage 17) handelt sich um Angaben, die im Rahmen der
Antragstellung angefordert wurden. Daruber hinaus werden keine weiteren Daten
erhoben. Die Trager der Servicestellen sind in der Einteilung innerhalb des Budgets und
an den Aufgaben/Zustandigkeiten ausgerichtet, frei.

Im Jahr 2019 wurde eine Grundsatzuberprufung des Projekts durchgefuhrt. Die
festgelegten Ziele und Zielzahlen wurden erreicht. Erforderliche Neutberlegungen zu
einzelnen Themenbereichen und Verfahren wurden seither regelmafdig und
bedarfsgerecht durchgefiihrt und entsprechend angepasst. Uber die jahrliche Vorlage
eines Verwendungsnachweises wird nicht nur die zuwendungsrechtlich korrekte
Verwendung der Mittel Gberpruft, sondern auch die zielorientierte Abwicklung des Projekts
insgesamt.
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18. Der Ausschuss bittet, Ende des 1. Quartals 2025 einen Bericht vorzulegen,
Kompetenzzentrum (1008 — 684 21 MG 03)

Nach Erstellung des Berichtes zum Ende des I. Quartals 2025 wird dem Finanzausschuss
der Bericht vorgelegt.

19. Der Ausschuss bittet um eine Ubersicht zur Mittelverteilung fiir 2023 und 2024,
Forderung der Frauenberatungsstellen in 2023 und 2024 nach §201a LvwG

Die Ubersicht zur Mittelverteilung fiir 2023 und 2024 ist als Anlage zu 19 beigefiigt.

20. Der Ausschuss bittet zur vertraulichen Spurensicherung um eine Ubersicht zur
Mittelverteilung fiir 2023 und 2024V (1008 — 685 01 MG 03)

Die Mittel fUr die vertrauliche Spurensicherung teilen sich wie folgt auf:
A) 2023: 250T € UKSH, 150T € UKE
B) 2024: 400T € UKSH, 150T € UKE

21. Der Ausschuss bittet in Bezug auf die erganzende Forderung zur Sicherung der
Migrationsberatung um Mitteilung zur Verteilung und den Bedingungen fur die 34
Mio. €, MPK-Beschluss Bund, Migrationsberatung (Bund) (1009 — 684 16 MG 02)

Im Zuge einer Vereinbarung mit den Kommunalen Landesverbanden vom 20.09.2023 ist
mit Blick auf den Entlastungsbetrag des Bundes im Umfang von 34,0 Mio. € festgelegt
worden, dass hiervon zwei Mio. € fur MalRnahmen der Migrationsberatung und zur
Starkung der Auslanderbehorden eingesetzt werden sollen. Im Zuge der
Haushaltsaufstellung flr 2024 ist hiervon ein Betrag von 500,0 T € flr erganzende
Foérdermalinahmen im Bereich Migrationsberatung Uber den neu eingefuhrten Titel
1009.02.68416 bereitgestellt worden. Die Férdermittel sollten dabei fur bundesgeforderte
Beratungsstellen eingesetzt werden, die 2024 von Kirzungen im Bundeshaushalt
betroffen sind (dies betraf potenziell die ,Migrationsberatung flr erwachsene
Zugewanderte“ = MBE sowie die ,Jugendmigrationsdienste” = JMD, die jeweils durch das
landesgeforderte Forderprogramm ,Migrationsberatung Schleswig-Holstein® (MBSH)
subsidiar erganzt werden).

Insbesondere im Bereich des Forderprogrammes ,Migrationsberatung fur erwachsene
Zugewanderte“ (MBE) standen zeitweilig Kirzungen von bis zu einem Drittel des Ansatzes
im Bundeshaushalt 2024 im Raum, was angesichts der Bedarfslage ggf. zu einem
erheblichen Verlust von Beratungsstellen und Personal gefuhrt und fur die Gesamtstruktur
der Beratungslandschaft eine schwere Belastung dargestellt hatte. Da die Kirzungen im
Bundeshaushalt fur 2024 jedoch weitgehend zurickgenommen worden sind (konkret
erfolgte eine Absenkung von 81,5 Mio. € auf ca. 77,5 Mio.) und infolgedessen nicht alle
Tragereinrichtungen in Schleswig-Holstein unmittelbar durch Mittelklirzungen belastet
worden sind, wurden 2024 nur Antrage im Umfang von ca. 40.000 € eingereicht und in der
beantragten Hohe bewilligt.
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Antrage wurden ausschlielich von freien Wohlfahrtsverbanden eingereicht, da im
Rahmen der bundesgeforderten Migrationsberatung in Schleswig-Holstein ausschliellich
Wohlfahrtsverbande Trager von Beratungsstellen sind (im Gegensatz zur
landesgeforderten MBSH, wo z.B. auch Kommunen und Einrichtungen im Bereich der
beruflichen Bildung Beratungsleistungen anbieten). Als zuwendungsfahig wurden nach
Abstimmung mit dem BAMF als MBE-Bewilligungsbehorde Ist-Kosten (Personal- und
Sachausgaben) im Rahmen des Betriebes der Beratungsstellen anerkannt, die nicht
bereits im Rahmen der MBE-Bundesforderung abgedeckt waren, um eine
Doppelférderung auszuschlielden.

Die Forderh6chstsumme je Zuwendungsempfanger umfasst konkret maximal das Defizit
an 2024 bereitgestellten Bundesfordermitteln je Trager in Relation zum Vorjahr 2023 . Die
allgemeinen Férderbedingungen orientierten sich analog an den Vorgaben der MBSH-
Forderrichtlinie.

Gefordert werden 2024 konkret:

Diakonisches Werk Rantzau-Munsterdorf 1.549,00 €
gGmbH, Elmshorn / Kreis Pinneberg

Diakonisches Werk Herzogtum Lauenburg |1.549,00 €

Molin/Herzogtum Lauenburg

Diakonisches Werk Dithmarschen 1.549,00 €
Meldorf/ Dithmarschen

Diakonisches Werk Sudtondern gGmbH 3.099,00 €
Leck /Nordfriesland

Diakonisches Werk des Kirchenkreises 3.099,00 €
Plon-Segeberg gGmbH

Bad Segeberg / Kreis Segeberg

Gemeindediakonie Lubeck gGmbH 3.099,00 €

Hansestadt Lubeck

Diakonisches Werk des Ev.-Luth. 1.549,00 €
Kirchenkreises Schleswig-Flensburg

Flensburg

Diakonisches Werk Altholstein 5.519,53 €
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Neumunster und Rendsburg / Rendsburg-
Eckernférde

Summe Diakonische Werke (s.0.) 21.012,53 €

Caritasverband fur das Erzbistum Hamburg [12.734,39 €

Hansestadt Lubeck, Itzehoe / Kreis
Steinburg, Quickborn, Wedel, EImshorn
(jew. Kreis Pinneberg), Norderstedt / Kreis
Segeberg

Zentrale Bildungs- und Beratungsstelle fir |5.249,68 €
Migrant:innen e.V. (= ZBBS e.V., Mitglied im
PARITATISCHEN SH)

Kiel

Summe insgesamt 38.996,60 €

Die Mittel fir Diakonische Werke werden tUber den Dachverband Diakonisches Werk
Schleswig-Holstein e.V. als Antragsteller und Zuwendungsempfanger an die
Mitgliedseinrichtungen weitergeleitet (insgesamt 21.012,53 €).

Der Caritasverband und ZBBS e.V. sind jeweils unmittelbar Trager von MBE-
Beratungsstellen und haben jeweils einen Antrag eingereicht. Kirzungen bei
Jugendmigrationsdiensten (JMD) wurden unterjahrig im Bundeshaushalt ausgeglichen
(Teilbereich im Kinder- und Jugendplan des Bundes), daher war hier keine Kompensation
notwendig.

22. Der Ausschuss bittet um Darlegung bei der Forderung der freiwilligen Ruckkehr,
wer wie Projekte beantragen kann und warum nur bestimmte Einrichtungen der
Diakonie und Dithmarschen Mittel erhalten haben (Forderbedingungen) (1009 — 684
08 MG 03)

Die Kriterien fur die Férderung der Ruckkehrberatungsstellen sind transparent in der
Richtlinie Gber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung der landesweiten
Vernetzung der Rickkehrberatung und der Reintegration (Forderrichtlinie
Ruckkehrberatung und Reintegration) (Fundstelle: Amtsbl. Schl.-H. 2021, S. 1695)
dargestellt. Antragsberechtigt sind demnach die freien Wohlfahrtsverbande Schleswig-
Holsteins und ihre Mitgliedsorganisationen, Migrantenorganisationen, Kreise und kreisfreie
Stadte, sonstige Projekttrager, die Uber besondere Erfahrungen in dem forderfahigen
Bereich verfugen. Die Antrage auf Gewahrung einer Zuwendung sind in schriftlicher Form
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mit rechtsverbindlicher Unterschrift und zusatzlich per E-Mail bis zum 1. Dezember des
Jahres vor dem Jahr, fUr das die Forderung beantragt wird, zu stellen.

Antrage auf Projektforderung sind in Vergangenheit nur seitens des Diakonischen Werks
Schleswig-Holstein und des Kreises Dithmarschen eingegangen. Dies wurde bei der
Haushaltsplanung berucksichtigt. Sollten kuinftig mehr Antrage eingehen, musste der
Ansatz ggf. erhdht werden.

Fir das Jahr 2025 sind Antrage seitens folgender Trager eingegangen: Diakonisches
Werk Schleswig-Holstein, Kreis Dithmarschen und Landeshauptstadt Kiel. Diese werden
derzeit gepruft und im Rahmen der verfugbaren Haushaltsmittel beschieden.

23. Der Ausschuss bittet um eine Auswertung der Dolmetscherkosten nach
Sprachen (Statistik) (1009 — 526 09)

Es wird keine Statistik Uber einzelne Sprachen bei den Dolmetschereinsatzen gefuhrt. Die
Dolmetscherleistung wird von einem Dienstleistungsunternehmen ausgeflihrt, mit denen
vertragliche Vereinbarungen getroffen wurden. Die Einsatze werden nach
Stundenverrechnungssatz + Anfahrtskosten abgerechnet. Im laufenden Vertrag werden
unterschiedliche Stundenverrechnungssatze gezahlt, je nachdem, ob es sich um eine
gangige Sprache oder eine seltene Sprache handelt.

Die Stundensatze belaufen sich, je nach Sprachschwere und Ort (Ausschreibungs-
ergebnisse) zwischen 41,80 € und 86,90 € zzgl. Fahrtkosten und etwaiger Nebenkosten.

Dabei fallen unterschiedliche Stundenverrechnungssatze an, je nachdem, ob der
Dolmetschende einen festen, vorher geplanten Einsatz hat oder spontan angerufen wurde.

Zu den o. g. seltenen Sprachen zahlen z.B. Chinesisch, Philippinisch oder Kotokoli,
welche uber einen erhohten Satz abgerechnet werden. Alle gangigen Sprachen (z. B.
Turkisch, kurdisch) werden mit dem gleichen Stundenverrechnungssatz abgerechnet.

Daruber hinaus ist zu unterscheiden, ob es sich bei den Dolmetschenden um vereididigte
Dolmetschende, Dolmetschende im medizinischen Bereich oder einfachen
Dolmetschenden handelt.

24. Der Ausschuss bittet zum Thema Erstattung von Verdienstausfall um Vorlage
einer Liste der Empfangerinnen und Empfanger und Zweck der Forderung (1012 —
681 01 MG 03)

Veranschlagt sind im Titel 1012 - 681 01 (MG 03) ,Zuschusse fur die Férderung des
ehrenamtlichen Engagements® Mittel fur die Erstattung des durch die Inanspruchnahme
der Freistellung ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Jugendarbeit
entstandenen Bruttoverdienstausfalles gemall § 11 Abs. 3 Nr. 5 SGB VIIl und §§ 19, 23
und 23a Jugendférderungsgesetz (JuF6G), sowie der Landesverordnung Uber die
Freistellung fur ehrenamtliche Mitarbeit in der Jugendarbeit vom 18.05.2021.
Berucksichtigt werden ebenfalls Erstattungen an ehrenamtlich tatige Selbstandige bzw.
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Freiberufler. Das Land erstattet den Landkreisen und kreisfreien Stadten sowie der Stadt
Norderstedt auf Nachweis die fur den Verdienstausfall verauslagten Betrage.

Erstattungsfalle 2023 Antragszahlen HH-Mittel
Stadt Norderstedt 10 6.380,57 €
Kreis Stormarn 111 115.142,72 €
Hansestadt Lubeck 47 44.800,44 €
Kreis Dithmarschen 31 34.068,76 €
Kreis Steinburg 53 66.906,85 €
Kreis PIon 78 73.379,03 €
Kreis Schleswig-Flensburg 207 182.887,19 €
Kreis Rendsburg-Eckernforde 134 134.630,39 €
Stadt Flensburg 30 23.403,24 €
Kreis Pinneberg 111 100.277,95 €
Landeshauptstadt Kiel 139 132.613,55 €
Kreis Nordfriesland 76 78.327,55 €
Kreis Segeberg 66 73.768,90 €
Kreis Herzogtum-Lauenburg 73 65.184,07 €
Stadt Neumunster 73 86.315,81 €
Kreis Ostholstein 29 26.266,42 €
Gesamt 1.268 1.244.353,44 €
2024 Antragszahlen HH-Mittel
1. Abrechnungszeitraum
(bis 30.09.2024)
Stadt Norderstedt 10 8.676,69 €
Kreis Stormarn 135 143.102,35 €
Hansestadt Libeck 58 55.607,71 €
Kreis Dithmarschen 50 38.542,14 €
Kreis Steinburg 62 78.403,33 €
Kreis Plon 95 103.401,09 €
Kreis Schleswig-Flensburg 169 235.442,00
Kreis Rendsburg-Eckernforde 103 131.130,03 €
Stadt Flensburg 37 34.232,37 €
Kreis Pinneberg 97 140.091,31 €
Landeshauptstadt Kiel 160 134.440,97 €
Kreis Nordfriesland 98 100.565,90 €
Kreis Segeberg 86 93.552,02 €
Kreis Herzogtum-Lauenburg 32 52.100,00 €
Stadt Neumunster 69 81.335,29 €
Kreis Ostholstein 35 39.793,54 €
Gesamt 1.196 1.470.416,74 €
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25. Der Ausschuss bittet zu den BaumaBnahmen in Kapitel 1210 um eine Ubersicht

(1210 - 711 02 MG 11)

Bei dem Titel 1210-711 02 MG 11 handelt es sich um folgende Mal3nahmen:

LUK SE / Liegenschaftsmanagement
UKR

Umschluss TW-Leitung Feld 4

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Geb. 13 Malerarbeiten

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Geb. 25 Maurerarbeiten

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Geb. 2 Tischlerarbeirten

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Zimmererar. Container

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Quarantanecontainer Sanitar

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Abbruch- u. Ausbauarbeiten

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Geb. 9-Rep. Fluchttir Ostseite

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Geb. 11 Fluchttreppe

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Dachdecker Quarant. Container

LUK Seeth / Flachtlingsunter. UKR

Duschen Quarantanecontainer

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Quarantane Container Endreinig.

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

E- Inst.Anschluss Spulcontainer

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Sicherheitsgruppen Kesselhaus

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Straldenbeleuchtung & kl. Arbeiten

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Geb. 4 Aufarb. Heizungszentrale

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Geb 11 Inst. BWA

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Geb. 25 E-Inst. Deckenumbau

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Aufschaltung BMA Geb 11 auf BMZ

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Quarantane Container Elektro

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Quarantane Cont. Erdung- u. Blitzschutz

LUK Seeth / Flichtlingsunter. UKR

Uberpriifung WC-Container

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Ldftung Halle 25

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Bohrung Querliftung

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Absperrventil + Ruckspulsicherg

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Beprobung Container

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Anschluss Spulcontainer

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

SchweilRarbeiten Fernwarmeleit.

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Rampenzugang u. Lochblende

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Quarantane Cont. Anbindung Feueralarm

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Containerkiiche Geb. 25

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Stral3enablaufe priufen und reparieren

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Tiefbauarb. Anschluss Quarantanecont.

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Kopfloch fur Fernheizschaden

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Schachtoberteil sanieren auf Parkplatz

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Abbrucharbeiten Spulcontainer

LUK Seeth / Fluchtlingsunter. UKR

Prufgebihr PPVO Standsicherheit

LUK SE / Erweiterung Erganzung

Abbau Dachhimmel & Transport

Container

LUK SE / Erweiterung Erganzung Bauzaun und Transport
Container P
LUK SE / Erweiterung Erganzung ,
Container Kosten externe Firma

LUK SE / Erweiterung Erganzung

Kosten externe Firma
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Container

LUK SE / Erweiterung Erganzung

Container Versorgungszelt KlimaSplit-Anlagen

LUK SE / Erweiterung Erganzung

. Wasserversorgung neue Kiche
Container

Mit freundlichen GrifRen

gez. Silke Schiller-Tobies

Anlagen

Allgemeine Datenschutzinformationen:

Der telefonische, schriftliche oder elektronische Kontakt mit dem Ministerium fir Soziales, Jugend, Familie,
Senioren, Integration und Gleichstellung ist mit der Speicherung und Verarbeitung der von lhnen ggdf.
mitgeteilten personlichen Daten verbunden. Rechtsgrundlage hierfir ist Art. 6 Absatz 1 Buchstabe e der
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) der Europaischen Union.Weitere Informationen erhalten Sie hier:
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesportal/servicemeta/datenschutz/Datenschutzerklaerung/
datenschutzerklaerung.html
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Aktuelle Kostenprognose (LAsD):

Gesamtkosten

incl. Personalaufwuchs/ Barwert der Barwert des

Beforderungen Barwert der Gesamtkosten*' Davon Overheadkosten Overheadkosten** Davon Personalaufwuchs  Personalaufwuchse Davon Beférderungen Barwert der Beforderungen
2025 11373943 10962836 1143277 1101954 1274081 1228030 26064 25122
2026 12343349 11467185 1177576 1093988 1935233 1797865 53693 49881
2027 12719748 11389750 1212903 1086080 1993290 1784868 82955 74281
2028 13108269 11313394 1249290 1078229 2053088 1771965 113925 98326
2029 13509299 11238084 1286769 1070434 2114681 1759156 146679 122019
2030 13923241 11163791 1325372 1062696 2178121 1746439 181295 145364
2031 14317909 11065292 1365133 1055014 2243465 1733814 217856 168365
2032 14791525 11018135 1406087 1047387 2310769 1721281 256448 191027
2033 15246735 10946717 1448269 1039816 2380092 1708838 297159 213351
2034 15279752 10573902 1448269 1002232 2380092 1647073 330176 228489

Summe der jdhrlichen

Betrage: 136.613.769 111.139.086 13.062.944 10.637.829 20.862.913 16.899.328 1.706.251 1.316.226

Kostenkalkulation bei Kabinettsbefassung (LAsD): Grundannahmen fiir die Kalkulation:
Bzl L Ll 1. Fur die Bruttobesoldung der Beamtinnen und Beamten, wird der von der UK-Nord zugrunde gelegte Wert
Personalaufwuchs / Barwert der angesetzt
m 1 1 ’

Beforderungen Barwert der Gesamtkosten*" Davon Overheadkosten Overheadkosten* 2. Fur das Bruttoentgelt der Tarifbeschéaftigten wird der BG-AT (Durchschnittswert) zugrunde gelegt.
2025 11244721 11244721 823309 823309 3. Fiir den Personaloverhead werden Durchschnittswerte angesetzt.
2026 11831512 11403867 847584 816948 4. Es wird davon ausgegangen, dass die Personalkosten und die damit verbundenen Nebenkosten ab 2025 jahrlich
2027 12173902 11309765 872586 810648 um 3 % steigen.
2028 12514117 11205620 898339 804407 5. Fur die Berechnung des Personalaufwuchses und die Beforderungen wurden Durchschnittswerte zugrunde
2029 12864538 11103037 924864 798226 gelegt.
2030 13225472 11001975 952186 792102 6. Aktuell sind mehr Stellen mit Tarifbeschaftigten besetzt, als im eigentlichen Stellenplan vorgesehen. Es wird
2031 13597235 10902396 980326 786035 davon ausgegangen, dass dieses Verhaltnis bestehen bleibt. In welchem Umfang kiinftig Verbeamtungen im LASG
2032 13980150 10804261 1009311 1009311 vorgenommen werden, ist.nach d(.er Ne'ustrull<turierung zu entscheidfn.
2033 14374552 10707534 1196472 891246 7. Um den Barwert zu ermitteln wird ein Abzinsungsfaktor von 3,75 % p.A. zugrunde gelegt.

1 106121 11 2 1
2034 4780786 0612180 9647 768169 Griinde fiir Verdandungen gegeniiber der Ausgangskalkulation:

Summe der jahrlichen 1. Fr den geplanten Overhead wurden gegeniber der Kabinettsbefassung hoherwertigere Stellen und 1,2 weitere
Betrage: 130.586.985 110.295.357 9.701.449 8.300.401 Stellen zugrunde gelegt, um eine sachgerechte Aufgabenwahrnehmung gewahren zu kdnnen.

2. Es wurde festgestellt, dass teilweise mehrere Personen ein VZA bilden. In diesen Fillen wird nun mit vollen
Stellen kalkuliert.

3. Die StAUK berschaftig in der Besoldungs- /n Entgeltgruppe 12 mehr Tarifbeschéftigte, als im Finanzierungsplan
vorgesehen. Diese sind teurer als Beamtinnen und Beamte. Durch das Ausschleichen des BG-AT entstehen zudem
gegenliber sonstigen Landesbeschaftigten Mehrkosten. Obwohl diese nur bis zur Angleichung der Tarife anfallen,

Kosten der Fortfuhrung - Staatliche Arbeitsschutzbehorde bei der Unfallkasse Nord

Gesamtkosten incl.
Personalaufwuchs/

Beforderungen Barwert der Gesamtkosten**
2025 12557115 12557115
2026 13787114 13288785
2027 14187348 13180291
2028 14599588 13073031
2029 15024196 12966979
2030 15461541 12862111
2031 15912008 12758404
2032 16375988 12655834
2033 16853888 12554379
2034 17346124 12454018

Summe der jdhrlichen

Betradge: 152.104.909 128.350.947



Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zur Neuausrichtung des Vollzugs
des staatlichen Arbeitsschutzes

1. Sachstand und Problemstellung

Bis 2008 wurde der staatliche Arbeitsschutz vom Landesamt fir Gesundheit und Ar-
beitssicherheit wahrgenommen. Um Synergien bei der Tatigkeit von Unfallversiche-
rungstrager und staatlicher Arbeitsschutzaufsicht zu nutzen und damit Kosten zu
sparen, wurde der staatliche Arbeitsschutz in einer unteren Landesbehérde bei der
Unfallkasse Schleswig-Holstein® (UK) angesiedelt. Mit der Errichtung wurde das in
diesem Bereich tatige Personal auf den selbstverwalteten Unfallversicherungstrager
Ubertragen. Die finanziellen Mehrbelastungen, die der Unfallkasse durch die Aufga-
benlubertragung entstehen, werden durch das Land gem. § 30 SGB IV sowie auf der
Grundlage des Errichtungsgesetzes erstattet. Die Hohe der Ausgleichszahlungen
wird nach 8 5 Abs. 3 des Errichtungsgesetzes vom Land im Benehmen mit der Un-
fallkasse durch Verordnung festgelegt. Grundlage fir die Ermittlung der Ausgleichs-
zahlungen ist die Personalkostentabelle des Landes.

Das Vollzugspersonal bei der UK (zu 90 % Beamte) unterliegt sowohl mitbestim-
mungsrechtlich als auch dienstrechtlich seit 2008 nicht mehr dem Land. Einzig der
Geschaftsfuhrer untersteht, wenn er die Aufgaben des staatlichen Arbeitsschutzes
vollzieht, der Dienstaufsicht des Landes.

Welche Probleme aus der fehlenden Dienstaufsicht tiber die im staatlichen Arbeits-
schutz Tatigen resultieren kdnnen, hat sich insbesondere wahrend der Corona Pan-
demie gezeigt.

Aufgrund der fehlenden Einwirkungsmdoglichkeiten des die Fachaufsicht fihrenden
Ministeriums (damals MSGJFS; jetzt MSJFSIG) wurden zielgerichtete Kontrollen des
pandemiebedingten Arbeitsschutzes erst mit sehr viel Verzégerung aufgenommen.
Einwirkungsmaglichkeiten des Ministeriums fehlen weiterhin bei Personalentschei-
dungen wie Einstellungen oder der Betrauung mit Fihrungsaufgaben, denn diese
werden von der UK eigenstandig wahrgenommen. Auch auf die interne Aufgabenver-
teilung innerhalb der StAUK hat das Ministerium kaum Einfluss.

Ein Monitoring der Aufgabewahrnehmung, z.B. im Rahmen des Berichtswesens, ist
ebenfalls nur sehr eingeschrankt maglich. Ineffizienzen kénnen kaum aufgedeckt
werden. Einblicke in die tatsdchlichen Arbeitsbelastungen der StAUK werden i.d.R.
abgeblockt, sodass auch Art und Umfang von Aufgabenwahrnehmung durch die
Fachaufsicht nur schwer beeinflussbar sind. Die Problematik wird nicht durch einen
Wechsel der Fuhrungskréfte geldst werden kdnnen, sondern ist struktureller Natur
und zieht sich Uber alle Hierarchieebenen, da allen Beschéftigen die fehlende Einwir-
kungsmaglichkeit des Ministeriums bekannt ist.

Auch besteht eine grofRe Abhangigkeit von der allgemeinen Abteilung der UK, so hat
die Einrichtung einer neuen, an das Dachmarkendesign des Landes angepassten
Homepage flr den staatlichen Arbeitsschutz gut 2 %2 Jahre in Anspruch genommen.

1 Inzwischen mit der Landesunfallkasse Freie und Hansestadt Hamburg zur Unfallkasse Nord fusio-
niert.



Die Einrichtung einer eigenen Rufnummer fir die Polizei, die sowohl von der Fach-
aufsicht wie der Fachabteilung der UK fur notwendig erachtet wird, lasst seit gut ei-
nem Jahr auf sich warten. Ware der staatliche Arbeitsschutz in einer eigenstandigen
Landesbehorde organisiert, so konnten solche Veranderungen deutlich flexibler und
schneller angegangen werden.

Im Landervergleich wird deutlich, dass die Wirksamkeit des staatlichen Arbeitsschut-
zes unter der gegebenen Struktur leidet, denn hier kann Schleswig-Holstein maximal
durchschnittliche Erfolge erzielen, wie die aktuelle Auswertung der Besichtigungszah-
len des Jahres 2022 deutlich zeigt.

Bundesland BmSys BA Betriebe Kontrolldichte ():
(2022)  py /vy (2021) BmSys je 1.000 Be-
triebe
Baden-Wirttemberg 807 284.721 2,8
Bayern 1.212 375.240 3,2
Berlin 445 100.067 4.4
Brandenburg 1.258 66.351 19
Bremen 225 16.234 13,9
Hamburg 826 55.441 14,9
Hessen 1.430 168.086 8,5
Mecklenburg-Vorpommern 656 46.266 14,2
Niedersachsen 2.074 200.089 10,4
Nordrhein-Westfalen 4.446 437.530 10,2
Rheinland-Pfalz 800 105.435 7,6
Saarland 178 24.592 72
Sachsen 758 109.515 6,9
Sachsen-Anhalt 1.669 54.699 30,5
Schleswig-Holstein 731 80.126 9,1
Thiringen 710 55.586 12,8
Deutschland 18.225 2.180.620 8,4
Quelle: Zwischenbericht des Bundesministeriums fur Arbeit und Soziales zur Kontrolldichte der
Lander (Stand: 31.10.2023)

Aus den jahrlich veroffentlichten SUGA-Jahresberichten? und den Arbeitsschutzbe-
richten der Lander ergibt sich ein ahnliches Bild. Wahrend in anderen Landern pro
Aufsichtsperson und Jahr bis zu 60 Besichtigungen durchgefihrt wurden, haben die
Aufsichtspersonen in Schleswig-Holstein im Jahr 2021 nur 19 Besichtigungen pro
Aufsichtsperson durchgefihrt, womit SH um ca. 1/3 hinter dem Bundesdurchschnitt
zurlckgeblieben ist. Im Arbeitsschutzkontrollgesetz wurde festgelegt, dass ab 2026
jahrlich 5 % der ca. 80.000 Betriebsstatten in Schleswig-Holstein zu besichtigen sind

2 Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit der Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin.
Der Bericht fur das Jahr 2022 liegt noch nicht vor.



(Mindestbesichtigungsquote). Zukiinftig mussten also jahrlich ca. 4.000 Besichtigun-
gen durchgefuhrt werden, was einer Verfunffachung der Besichtigungszahlen von
2022 entspréache.

Um dieses Ziel erreichen zu kdnnen, wurde bereits im Mai 2021 durch__das Kabinett
beschlossen, das Personal der StAUK bis zum Jahr 2026 um 31,5 VZA aufzusto-
cken. Insgesamt sollen dann 114,23 Personen fiir den staatlichen Arbeitsschutz tétig
sein.

Da der Personalaufwuchs aufgrund des allgemeinen Fachkraftemangels und der
starken Konkurrenz der freien Wirtschaft um Ingenieurinnen und Ingenieure, den ak-
tuellen Zielzahlen hinterherhéngt, ist es zwingend erforderlich, durch organisatori-
sche MalRnahmen die Zahl der pro Aufsichtsperson durchgefiihrten Besichtigungen
zu erhéhen. Ohne grundlegende strukturelle Anderungen in der Arbeitsweise der
StAUK wird es nicht méglich sein, den Aufgabenzuwuchs zu bewaltigen.

Bisherige Versuche, bestehende Probleme durch vermehrte Fachgesprache und
eine engmaschigere Begleitung der Fachaufsicht zu beseitigen, haben nicht den ge-
wuinschten Erfolg gebracht. Auch in der Zielvereinbarung vereinbarte Werte werden
voraussichtlich nicht vollstandig erreicht werden. Uber die Gremien der Selbstverwal-
tung der UK ist nicht zu erwarten, dass nachhaltige Verbesserungen erreicht werden
kénnen, denn in der Vertreterversammlung werden samtliche o6ffentlichen Arbeitge-
ber aus Schleswig-Holstein vertreten. Das Land stellt von den 30 Vertreterinnen und
Vertretern lediglich zwei und ist damit klar in der Minderheit.

2. Ziele und magliche Zielkonflikte

Ziel ist es, den staatlichen Arbeitsschutz so aufzustellen, dass dieser den aktuellen
und zukunftigen rechtlichen sowie tatsédchlichen Anforderungen gerecht werden
kann. Weiterhin soll der staatliche Arbeitsschutz einen wesentlichen Beitrag zur
Schaffung guter und gesunder Arbeitsbedingungen in Schleswig-Holstein liefern.*
Neben dem Personalaufbau, der Qualifizierung des vorhandenen Personals, der zu-
nehmenden Digitalisierung und der starkeren Priorisierung der wahrzunehmenden
Aufgaben ist auch die Ansiedelung des Arbeitsschutzes in einer der Dienst- und
Fachaufsicht des MSJFSIG unterstehenden Landesoberbehdrde eine Malinahme,
welche eine Starkung von Effizienz und Effektivitat des staatlichen Arbeitsschutzes
erwarten lasst.

Durch die Ubertragung der Dienstherreneigenschaft auf das Land, erhalt das auf-
sichtfiihrende Ministerium bessere Einwirkungsmaoglichkeiten sowohl auf personelle
Entscheidungen als auch auf Art und Umfang der Aufgabenerfillung. Malinahmen,
welche eine Effizienzsteigerung des staatlichen Arbeitsschutzes erwarten lassen,
kénnen deutlich einfacher ergriffen und gegeniber allen Beschaftigten durchgesetzt
werden.

3 Bei Fortfilhrung der StAUK sind von diesen 107,7 VZA (iber die Ausgleichssummenverordnung zu
finanzieren. 6,5 Stellen waren dann aus den Zuschlagen fir Filhrung und Verwaltung zu erwirtschaf-
ten.

4Vgl.: Zeile 5753 des Koalitionsvertrages fir die 20. Wahlperiode des Schleswig-Holsteinischen Land-
tages.
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Weiterhin soll auch nach auf3en eine klarere Unterscheidung zwischen dem staatli-
chen Arbeitsschutz als Ordnungsbehdrde und der Unfallkasse Nord - als Unfallversi-
cherungstrager der 6ffentlichen Hand - mdglich werden. Haufig gelingt es Burgerin-
nen und Burgern sowie Arbeitgebern bzw. Unternehmen nicht, die Zustandigkeitsbe-
reiche des staatlichen Arbeitsschutzes zu erkennen oder Ansprechpartner fir arbeits-
schutzrechtliche Belange zu identifizieren. Dadurch wird der staatliche Arbeitsschutz
oft nicht involviert, obwohl dies erforderlich ware. Ein Beispiel hierfur sind Unfallan-
zeigen, welche die StAUK trotz einer gesetzlichen Meldepflicht nicht in dem erforder-
lichen Umfang erreichen.

Die Uberfiihrung des Personals in den Landesdienst sollte zudem als Zeichen der
Wertschéatzung betrachtet werden und die Mitarbeitermotivation erhéhen, denn viele
haben die vorherigen UmstrukturierungsmalRnahmen als Abwertung des staatlichen
Arbeitsschutzes empfunden.

3. Losungsmaoglichkeiten

Eine Neustrukturierung weg von der UK bedarf einer Beschlussfassung des Landta-
ges, da die ,Staatliche Arbeitsschutzbehorde bei der Unfallkasse Nord®“ durch Gesetz
errichtet wurde und nur durch Gesetz aufgeldst werden kann. Gemal 8 21 Abs. 1 Ar-
beitsschutzgesetz (ArbSchG) ist die Uberwachung des Arbeitsschutzes eine staatli-
che Aufgabe, welche nach der grundgesetzlichen Aufgabenverteilung durch die Lan-
der zu vollziehen ist (Art. 83 GG).

Um diesem Erfordernis Rechnung zu tragen, ergeben sich hinsichtlich der Umset-
zung verschiedene Mdglichkeiten:

1. Eine norddeutsche Kooperation (wie z. B. Eichamt Nord);

2. Kommunalisierung der Aufgabe;

3. Errichtung einer Stabsstelle beim MSJFSIG (ahnlich dem Landesjugendamt);

4. Schaffung eines zugeordneten Amtes (wie z.B. LPA, Landeskasse) als nach-
geordneten Bereich des MSJFSIG gem. 8 5 Abs. 2 Landesverwaltungsgesetz;

Schaffung einer neuen Landesoberbehérde gem. 8 6 LVwWG.
Ubertragung an eine andere bereits bestehende Landesoberbehorde (z.B.
LAsD);

oo

Eine norddeutsche Kooperation, wie beispielsweise das Eichamt Nord, bietet sich
aufgrund der Zeitvorgabe fur die Neustrukturierung als Alternative nicht an. Es muss-
ten Staatsvertrdge mit den anderen Bundeslandern geschlossen werden, die auf-
grund der damit einhergehenden umfangreichen politischen Prozesse nicht bis zum
Jahr 2026 umgesetzt werden kénnen. In den norddeutschen Bundeslandern sind in
Niedersachsen die 10 Gewerbeaufsichtsamter fur den Arbeitsschutz zustandig. Die
Zustandigkeit erstreckt sich jeweils tGber drei bis finf Kreise bzw. Kreise und kreis-
freie Stadte. In Hamburg ist der staatliche Arbeitsschutz als Amt fur Arbeitsschutz auf
ministerieller Ebene der Behdrde fur Justiz und Verbraucherschutz angehérig. In
Mecklenburg-Vorpommern und Bremen sind die fur den Arbeitsschutz zustandigen
Behorden in nachgeordneten Dienststellen organisiert (Landesamt fur Gesundheit
und Soziales des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Gewerbeaufsicht des Landes



Bremen — Arbeits- und Immissionsschutzbehorde). Aufgrund des lokalen Bezugs der
Arbeitsschutzaufsicht, macht es jedoch fir SH wenig Sinn, eine landerubergreifende
Struktur zu schaffen. Auch die Unterschiede zwischen der Wirtschaft Schleswig-Hol-
steins und der Wirtschaft des Stadtstaates Hamburg spricht gegen eine gemeinsame
Vollzugsbehorde. Hier waren kaum Synergieeffekte zu erwarten.

Die Kommunalisierung des Arbeitsschutzvollzuges ist rechtlich grundsatzlich
maoglich. Nur in Baden-Wirttemberg werden Aufgaben des staatlichen Arbeitsschut-
zes von den Kommunen wahrgenommen. Dieses Modell hat sich jedoch nicht be-
wabhrt, da fur einen sachgerechten Vollzug des Arbeitsschutzes viel branchenspezifi-
sches Fachwissen z.B. zum sachgerechten Umgang mit Asbest erforderlich ist. Die-
ses Fachwissen kann nicht flaichendeckend auf der kommunalen Ebene vorgehalten
werden. Zudem sind Aufgabenlbertragungen an die Kommunen aktuell aufgrund der
angespannten Personal- und Haushaltssituation nur schwer realisierbar.

Die Kontrollaufgaben des Arbeitsschutzes sind Vollzugsaufgaben und als solche
grundsatzlich nicht ,ministeriell“. Damit ist laut GGO eine Ansiedlung im Ministerium
grundsatzlich abzulehnen, was auch gegen die Errichtung einer Stabsstelle im Mi-
nisterium sprache. Eine direkt im Ministerium angesiedelte Stabsstelle hatte zudem
den Nachteil, dass das Personal des Ministeriums — in diesem Fall des MSJFSIG
(nicht nur durch den fachlichen Zuwachs, sondern auch durch zuséatzlichen Personal-
bedarf in der Abteilung VIII 1) — stark aufwachsen wirde. Dies konnte den Anschein
erwecken, die Beschaftigten wirden originare ministerielle Aufgaben wahrnehmen,
was politisch schwieriger zu kommunizieren sein durfte. Vorteile einer Stabsstelle 1a-
gen lediglich in der Uberfiihrung des Personals in den Landesdienst und der Mdglich-
keit der Austibung von Dienst- und Fachaufsicht. Die Personalkosten wirden sich bei
einer Ubertragung auf ministerielle Ebene nicht verandern.

Bei Schaffung eines zugeordneten Landesamtes nach § 5 Abs. 2 LVwG als
nachgeordneter Bereich des MSJFSIG ware durch die enge Anbindung an das
MSJFSIG eine direktere Umsetzung politischer Notwendigkeiten und eine individuelle
Steuerung mdglich. Die Personalkosten wiirden sich bei einer Ubertragung auf minis-
terielle Ebene nicht verandern. Aufgaben der allgemeinen Verwaltung kénnten durch
die allgemeine Abteilung des MSJFSIG wahrgenommen werden und bei der Auswahl
zusatzlichen Personals konnte das Fachreferat beteiligt werden. Hier kdnnte jedoch
der Eindruck entstehen, es wirden zuséatzliche Personalstellen geschaffen, um origi-
nare ministerielle Aufgaben auszufuhren. Die Gestaltung der neuen Organisations-
struktur ware zudem relativ komplex, weil die Aufsicht nicht mehr dem aktuell zustan-
digen Referat zugewiesen werden kdnnte. Denn der kinftige Behordenleiter und das
aktuell die Aufsicht fihrende Fachreferat waren hierarchisch auf einer Ebene anzu-
siedeln. Die Fachaufsicht ware in dieser Konstellation daher am ehesten der Abtei-
lungsleitung zuzuweisen. Die Nachteile Gberwiegen auch bei dieser Variante die Vor-
teile, da dem Ursprungsgedanken zur Gestaltung eines effizienteren und effektiveren
Arbeitsschutzes nicht in vollem Umfang Rechnung getragen werden kdnnte.

Die Errichtung einer neuen Landesoberbehdrde (8 6 LVwWG) fiir den Arbeitsschutz
wirde den einmaligen Aufwand des Aufbaus einer eigenen allgemeinen Verwaltung
mit sich bringen. Die Steuerung der Aufsichtstatigkeit wirde tUber die Behérdenlei-



tung erfolgen. Dennoch wirde sich diese Behérde mit dem dann an das Land Uber-
tragenen Personal ausschlief3lich um den staatlichen Arbeitsschutz kimmern und ne-
gative Aspekte anderer Losungsvarianten, wie z.B. die individuelle Prioritdtensetzung
des Aufgabenschwerpunktes, wirden entfallen. Das MSJFSIG hétte durch die zu-
satzliche Ubertragung der Dienstaufsicht neben der Fachaufsicht mehr Einwirkungs-
maoglichkeiten.

Im Zuge der Neuausrichtung sind neue Stellen im Landesdienst zu schaffen und mit
den entsprechenden Personal- und Sachmitteln auszustatten. Die Zahl der Landes-
beschaftigten wird um die Zahl der Mitarbeiter bei der StAUK sowie eine angemes-
sene zusatzliche Zahl von Stellen fiir die Fuihrung und Verwaltung der neuen Be-
horde erhéht werden, die aktuell in der UK Nord bestehen und vom Land finanziert
werden.

2026 sollen 106,7 VZAS fur den staatlichen Arbeitsschutz tatig sein. Weitere 13 Stel-
len sollten geschaffen werden, um samtliche aktuell von der UK wahrgenommenen
Fuhrungs- und Verwaltungsaufgaben auch in einer eigenstandigen Landesoberbe-
horde abbilden zu kénnen. Insgesamt wéren also 119,7 Stellen zu schaffen und mit
den notwendigen Personalmitteln auszustatten. Besonders zu erwahnen ist eine mit
B3 zu besoldende Direktorenstelle, welche nicht zu schaffen wéare, wenn der Arbeits-
schutz an einer schon bestehenden Landesoberbehdrde angesiedelt wiirde oder bei
der UK verbliebe.

Die im Einzelplan Titel 1004 - 685 01 aufgefuihrten Sachmittel missten in Personal-
stellen und Sachmittel umgewandelt werden.

Mit der Ubertragung des Vollzugs des staatlichen Arbeitsschutzes auf eine an-
dere bereits bestehende Behotrde, wie z.B. das LAsD wurde die Fachaufsicht auf
jeden einzelnen Beschaftigten erstreckt werden. Gleichzeitig hatte die Ansiedlung bei
einer schon bestehenden Behoérde den Vorteil, dass auch auf einen bei dieser Be-
horde bestehenden Overhead / Allgemeine Verwaltung zuriickgegriffen werden
konnte, sodass keine neue Behorde zu griinden ware und nur ein geringer Personal-
aufwuchs erforderlich wére.

Zwischenzeitlich standen Uberlegungen im Raum, gemeinsam mit dem MJG, die
Umstrukturierungsmaf3nahmen von 2008 vollstandig zuriickabzuwickeln und ein ge-
meinsames Landesamt fir Gesundheits- und Arbeitsschutz (LGA 2.0) zu errichten.
Diese Variante hatte den Vorteil, dass sowohl das LAsD als auch das neu zu schaf-
fende Landesamt jeweils ca. 200 Beschéftige hatten. Weiterhin wére in beiden Lan-
desamtern eine Uberschaubare Themenvielfalt zu bewéltigen. Dieser Prozess wurde
jedoch vom MJG nicht weiter vorangetrieben, weil die zustadndige Abteilungsleitung
gut zwei Jahre vakant war. Die Idee kdnnte erneut aufgegriffen werden.

Denkbar waren weiterhin Lésungen, die sich zwischen der Grindung eines eigen-
standigen Landesamtes und der Ansiedlung an einer schon bestehenden Landes-
oberbehdrde bewegen. Denkbar wéren z.B. auch Modelle, in denen sich eine schon

56,5 dieser Stellen bislang werden ausschlief3lich Gber Zuschlage fir Fiihrung und Verwaltung finan-
ziert.
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bestehende Behérde und die neu zu schaffende Behorde die allgemeine Abteilung
teilen.

Um zu erreichen, dass der Arbeitsschutz den rechtlichen und tatsachlichen Anforde-
rungen gerecht werden kann, wird seitens des Fachreferates die Angliederung des
Vollzugs des staatlichen Arbeitsschutzes an eine bestehende Landesoberbehorde,
bevorzugt.

Jede der hier vorgeschlagenen Losungen erfordert einen umfassenden Changema-
nagementprozess, denn die Umstrukturierung geht mit Veranderungen fur die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter einher. Dieser Changemanagementprozess ist von Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern des die Fachaufsicht fuhrenden Referates und den Fih-
rungskraften der StAUK engmaschig zu begleiten. Dies bindet Arbeitszeit und sons-
tige Arbeitsressourcen, die sonst jedoch verwendet werden mussten, um auf ande-
rem Wege zu versuchen, Verbesserungen im staatlichen Arbeitsschutz herbeizufih-
ren. Da auch das Fuhren von Fachgesprachen, die Verfassung von Erlassen, die Ak-
teneinsichtnahme und das Anfordern von Stellungnahmen Arbeitszeit und Arbeitsres-
sourcen bindet, ohne dass diese Mal3nahmen in jedem Einzelfall die gewtinschten
Verbesserungen herbeifihren, kann davon ausgegangen werden, dass der Change-
managementprozess einen Aufwand erzeugt, der durch spatere Verbesserungen
und Arbeitserleichterungen gerechtfertigt ist.

Im Folgenden werden die Kosten fur den Vollzug des staatlichen Arbeitsschutzes in
der aktuellen Organisationsstruktur mit den Kosten des staatlichen Arbeitsschutzes
bei der Errichtung einer eigenstandigen Landesoberbehdrde und der Ansiedelung
des staatlichen Arbeitsschutzes bei einer schon bestehenden Landesoberbehdrde
(wie z.B. dem LAsD) gegenibergestellt und hinsichtlich ihres Nutzens miteinander
verglichen. Samtliche Berechnungen sind den als Anlage 1 bis 4b beigefugten
Excel-Tabellen zu entnehmen.®

3.1.Kosten des Vollzugs fir die Staatliche Arbeitsschutzbehdrde bei der Un-
fallkasse Nord (Fortfuhrungsfall)

Die Kosten des Vollzugs ergeben sich im Fortfihrungsfall aus der Ausgleichssum-
menverordnung’. Diese basiert auf der Personalkostentabelle des Landes SH. Die
UK erhalt fur jede Stelle die Personalkosten ohne Personalgemeinkosten erstattet.

Diese enthalten die Bruttodienstbeziige bzw. die Bruttolohnkosten und die Personal-
nebenkosten, wie Rickstellungen fur zukinftige Belastungen des Landeshaushaltes
durch Ruhegehalt, Witwen- und Waisengeld, welche 30 % der Bezlige ausmachen.

6 Um eine moglichst realistische Gegentiiberstellung der Kosten des Vollzugs in einer eigenstandigen
Landesoberbehdrde mit den Kosten des Vollzugs in der aktuellen Konstellation zu ermdglichen, wurde
allen Berechnungen der fir das Jahr 2026 angestrebte Personalkdrper zugrunde gelegt. Der Tarifab-
schluss Oktober 2023 wurde sowohl bei den Tarifbeschéftigten wie auch den Beamtinnen und Beam-
ten zugrunde gelegt. Gegenuiber 2023 wurden die Personalnebenkosten um 3 % p. A. gesteigert. Ab
2026 wurden sowohl die persénlichen Bezlige / Bruttogehalter, als auch die Personalnebenkosten um
3 % p.A. gesteigert. Die Nummerierung der Anlagen erfolgt ab Anlage 2 in absteigender Rheinfolge
nach der Hohe der zu erwartenden Kosten und nicht nach der Erwahnung im Text.

7 https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/jir-UnfKNordAusglZ-
VSH2023pP5/part/S
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Daruber hinaus werden der UK von der VAK erhobenen Umlagebetrage, welche
Uber den Ansatz von 30 % der Personalkostentabelle hinausgehen, vollstandig er-
stattet. Zahlungen an die VAK werden daher aktuell mit 45 % der aktiven Besoldung
bei der Haushaltsanmeldung berticksichtigt.

Die Erhebung der VAK-Umlage erfolgt auf Grundlage der Besoldung und der Versor-
gungsbezige. Auf beides erhebt die VAK eine Umlage i.H.v. ca. 35 %. Wenn ein Mit-
glied der VAK besonders viele Versorgungsempfanger hat (ab einem Verhaltnis von
4:6) wird die Umlage der VAK zusatzlich um einen gesonderten Zuschlag erhéht. Bei
einem Verhaltnis von 5:5 muss dann sowohl auf die aktiven Dienstbezlige als auch
auf die Versorgungsbezlge eine Umlage von 50 % gezahlt werden, denn auf den
Hebesatz von 35 % ist ein Zuschlag von 15 Prozentpunkten zu zahlen.®

Aktuell liegt das Verhaltnis von Versorgungsbeziigen zu aktiven Dienstbeztgen fur
die Beamtinnen und Beamten des staatlichen Arbeitsschutzes in etwa bei 3:7°. Da-
her muss die UK fur die Beschaftigten der StAUK keine zuséatzlichen Zuschlage be-
zahlen. Auf dieser Basis waren im Jahr 2023 1.659 T€ an die VAK zu zahlen. Dies
entsprach 43 % der Dienstbezlige der aktiven Beschaftigten und Uberschritt damit
den in der Personalkostentabelle angesetzten Betrag von 30 % der Bruttobeziige um
13 Prozentpunkte.

Anteil der Besoldung in %

Besoldung Aktiv VAK Zahlung

3.217.907 1.371.267 42
3.260.349 1.421.122 43
3.842.540 1.659.889 43

Die Satzung der VAK wurde zum 01.01.2020 angepasst. Grund fur das nun gewahlte
Umlagemodell war, dass es im offentlichen Dienst der Kommunen seit Jahren einen
deutlichen Riickgang bei den Beamtenstellen gab, sodass Umlagen auf die Besol-
dung aktiver Beamtinnen und Beamten nicht mehr angemessenen erschienC. Den
4100 aktiven Beamtinnen und Beamten der VAK Mitglieder stehen aktuell 3300 Ver-
sorgungsempfangerinnen und Versorgungsemfanger der VAK Mitglieder gegentber.
Weiterhin konnte unter Bezugnahme auf die aktive Besoldung das Verursacherprin-
zip nicht mehr angemessen berucksichtigt werden, denn Mitglieder der VAK, die be-
sonders hohe Versorgungslasten haben, weil es hier in der Vergangenheit viele Be-
amtinnen und Beamten gab, wurden bei einem auf den Dienstbeziigen der aktiven
Beamten basierenden Umlagesystem nicht mehr angemessen an der Versorgung
der friiheren Beschaftigten beteiligt.t

8 https://www.vak-sh.de/wp-content/uploads/2020/06/Lesefassung-nach-Ueberarbeitung-gemaess-7.-
Nachtragssatzung-Stand-30.11.2021.pdf, § 30.

9 In der Jahresabrechnung 2023 lag die aktive Besoldung bei 3.842 T€ und die Versorgungsbeziige
der Pensionare beliefen sich 930 T€.

10 Fr die StAUK waren dies beispielsweise 52 %.

11 https://www.vak-sh.de/wp-content/uploads/2019/Downloads/Neues Umlagesystem/19 VAK-

SH FAQ neues Umlagesystem 01 2019.pdf Seite 4.
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Die VAK agiert dabei nicht wie eine Lebensversicherung, welche kiinftige Zahlungen
vollstandig aus zuvor erhobenen Kapitalertragen deckt, sondern dient primar dazu,
die Spitzen kunftiger Versorgungslasten abzufedern und breiter auf die Mitglieder zu
verteilen. Aus diesem Grund wurde der Satzungsanpassung auch kein versiche-
rungsmathematisches Gutachten zugrunde gelegt, sondern man hat sich an den Sat-
zungen ahnlicher Versorgungstrager orientiert und beobachtet seitdem das Verhalt-
nis von Einnahmen zu Ausgaben.

Bei steigenden Versorgungslasten wird die VAK die zu zahlende Umlage anpassen
mussen, denn auch die VAK bestreitet die laufenden Versorgungszahlungen priméar
aus den aktuellen Einnahmen, welche vor 2020 aufgrund der stetig abnehmenden
Zahl von aktiven Beamtinnen und Beamten riucklaufig waren und verflgt nur in einem
relativ geringen Malf3 Uber Ruckstellungen.

Anhand der Beispielrechnungen, der VAK ist gut nachvollziehbar, dass die Umlage-
beitrdge der VAK mdglichst so berechnet werden, dass die jeweils zu zahlende Um-
lage moglichst nah an die Versorgungslasten des jeweiligen Mitglieds heranreichen
soll.12;

» Wozu dient der Verhiltniswert?

Gute Frage. Hatte man nicht auch einfach Versorgung und Besoldung addieren und darauf den Hebesatz
anwenden kénnen? Hatte man. Aber sehen Sie sich die Auswirkungen an dem nachfolgenden Beispiel an:

Mitglied A
Berechnung mit Verhaltniswert

[ Versorgung | Besoldung [ Zuschlag | UmlageGB | Hebesatz | Umlag |
[ 500000€ | 1500006 | 100% | 1.300.000€ | _ 35% | 455.000€ |
Berechnung ohne Verhaltniswert

[ Versorgung | Besoldung | [ UmlageGB | Hebesatz | Umlag |
| 500000€ | 150.000€ | | 650.000€ | 35% | 227.500€ |
Mitglied B

Berechnung mit Verhaltniswert

[ Versorgung | Besoldung [ Zuschlag | UmilageGB | Hebesatz | L g |
[ 150000€ | 5000006 | 0% | 650.000€ |  35% | 227.500€ |
Berechnung ohne Verhaltniswert

[ Versorgung | Besoldung | [ UmlageGB | Hebesatz | Umlag |
| 150000€ | 500.000€ | | 650.000€ | 35% | 227.500€ |

Vergleicht man jetzt die beiden Berechnungen der Mitglieder A und B ohne den Verhaltniswert, so wirden
beide in gleicher Héhe Umlagen zu entrichten haben, obwehl im Auftrag des Mitglieds A viel hdhere
Versorgungsleistungen zu berechnen und auszuzahlen sind.

Eine Umlagefinanzierung hat generell den Vorteil der besseren Planbarkeit, weil Belastungsspitzen durch
die Verteilung auf viele Schultern abgemildert werden. Der Gedanke der solidarischen Finanzierung darf
jedoch nicht Oberstrapaziert werden. Die Umlage-Verpflichtung muss sich daher auch daran orientieren, in

welchem Umfang (Versorgungs-)Lasten verursacht werden. Und diesem Ziel
kommen wir durch den Verhaltniswert deutlich naher.

Trotz der h6heren Beitrage, dienen die Zahlungen an die VAK also nicht dazu, eine
vollstandige Kapitaldeckung ktinftiger Pensionslasten zu erzielen, sondern die Mit-
glieder das VAK werden nach dem Verursacherprinzip an den ausgelosten Pensi-
onslasten beteiligt.

12 https://www.vak-sh.de/wp-content/uploads/2019/Downloads/Neues _Umlagesystem/19 VAK-
SH FAQ neues Umlagesystem 01 2019.pdf,



https://www.vak-sh.de/wp-content/uploads/2019/Downloads/Neues_Umlagesystem/19_VAK-SH_FAQ_neues_Umlagesystem_01_2019.pdf
https://www.vak-sh.de/wp-content/uploads/2019/Downloads/Neues_Umlagesystem/19_VAK-SH_FAQ_neues_Umlagesystem_01_2019.pdf

Hinzu kommt, dass die VAK aus der Umlage der Mitglieder auch die eigene Verwal-
tung von gut 180 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern finanzieren muss.

Auch Beihilfen und sonstige Unterstutzungsleistungen, pauschale Aus- und Fortbil-
dungskosten (4 T€ p.P.) sowie bei Tarifbeschaftigten die Arbeitgeberanteile zur Sozi-
alversicherung werden der UK vollstandig erstattet. Fur Beihilfekosten gibt es in der
VAK kein Umlagesystem. Diese sind vollstédndig vom jeweiligen Mitglied bzw. Dienst-
herren zu tragen. Die VAK ubernimmt hier nur die Verwaltung.

Die Personalkosten werden um Zuschlage i.H.v.:

5 % fur FUhrungspersonal,
10 % fur Verwaltung,

10 % fur Sachkosten,

5 % flr IT-Kosten

erhoht. Bis einschlief3lich 2022 erhielt die UK auch Zuschlage i.H.v. 7 % fur Hilfsper-
sonal und 2 % fur die Besonderheiten des Aul3endienstes. Mit der Neufassung der
Ausgleichssummenverordnung wurde die UK jedoch verpflichtet, diese Kostenpositi-
onen einzeln gegenuber dem MSJFSIG zu belegen. Fir die Berechnung der Voraus-
zahlungen wurde jedoch weiterhin mit den zuvor vereinbarten Pauschalbetragen ge-
arbeitet.

Fur die kommenden Jahre sind die nachfolgenden Summen vorgesehen®s:

13 012 000 € 16 933 664 €
14 342 000 € 17 399 273 €
14 763 000 € 17 864 882 €
16 002 446 € 18 330491 €
16 468 055 €

Sollten einzelne Stellen innerhalb der StAUK nicht besetzt werden kdnnen oder soll-
ten die Personalkosten nicht wie erwartet um mindestens 3 % pro Jahr steigen, so
wirden die Kosten etwas geringer ausfallen.

Sollten die in der Personalkostentabelle des Landes ausgewiesenen Kosten starker
steigen als bei der Berechnung der Ausgleichssumme im Jahr 2021 angenommen
(z.B. durch Besoldungserhdéhungen), wiirden auch die Kosten der StAUK steigen.

Daruber hinaus erhalt die UK jahrlich 116 T€, welche in eine nach § 172 SGB VIl zu
bildende Ruicklage einfliel3en.

13 Diese weichen von den Summen der anliegenden Berechnungen ab, weil die Ausgleichssumme auf
Basis der 2021 geltenden Personalkostentabelle berechnet wurden.
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Weitere 230 T€ erhalt die UK fir die Finanzierung der Jugendarbeitsschutzuntersu-
chungen. Diese werden jedoch an die Arztinnen und Arzte (i.d.R. haufig Hausarztin-
nen und Hausarzte), welche die Jugendarbeitsschutzuntersuchungen durchfihren
weitergereicht.

Eine weitere Ausdifferenzierung der Zahlungen, z.B. durch die Einforderung von kon-
kreten Verwendungsnachweisen wird als nicht praktikabel angesehen, denn nach

8 30 Sozialgesetzbuch Viertes Buch miussen der UK samtliche Kosten, welche durch
die Aufgabenibertragung entstehen, erstattet werden. Sollte auch nur der Verdacht
bestehen, dass Gelder der Versicherten fur sachfremde Aufgaben eingesetzt wer-
den, ware dies durch die Aufsicht der UK zu monieren. Ein genauer Nachweis ist je-
doch schwer zu erbringen, weil die klare Trennung, insbesondere beim Overhead o-
der gemeinsam genutzten Sachmitteln — z.B. Birordume fur Personal der allgemei-
nen Abteilung; Drucker, Kopierer etc. — nicht mdglich ist.
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3.2.Kosten des Vollzugs bei Errichtung einer eigenstandigen Landesober-
behdrde fur den Arbeitsschutz

Die meisten im staatlichen Arbeitsschutz in Schleswig-Holstein tatigen Personen sind
derzeit Korperschaftsbeamte der UK, ca. 10 % sind Tarifbeschaftigte. Bei Griindung
einer eigenstandigen Behdrde wéren die Beamten- und Beschaftigtenverhaltnisse
vom Land zu tibernehmen.

Die vergangene Umstrukturierung wurde vom Personal sehr kritisch bewertet. Viele
der Beschaftigten, finden es schwierig zu erlautern, dass sie ,echte” Aufsichtsbeamte
sind, die mit ,echten“ Hoheitsrechten ausgestattet sind. Daher wiinschen sich viele
eine Ruckkehr zum Land, und es ist nicht mit Widerstand gegen die Umstrukturie-
rung zu rechnen.

Beamtenrechtlich ist die Umstrukturierungsmaflinahme unproblematisch umzusetzen.
8§ 128 Abs. 4 Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Beamtenrechts regelt, dass
Beamtenverhaltnisse tbergehen, wenn Aufgaben von einer Kérperschaft auf eine
andere Korperschaft Ubertragen werden.

Die Arbeitsverhéaltnisse der wenigen Tarifbeschaftigten (ca. 10 %), die Aufgaben des
staatlichen Arbeitsschutzes wahrnehmen, kdnnen ebenfalls per Gesetz Ubertragen
werden. Erganzend kann es erforderlich sein, Uberleitungsvereinbarungen zu schlie-
Ren, um eine tarifliche Schlechterstellung nach dem Ubergang auszuschlieRen. Der
berufsgenossenschaftliche Angestelltentarifvertrag ist mit dem Tarifvertrag der Lan-
der vergleichbar, jedoch sind einzelne Besoldungsgruppen bessergestellt, als im Ta-
rifvertrag der Lander. Die Unterschiede sind jedoch so gering, dass der Ausgleich fur
Tarifbeschéftigte der UK aktuell ebenfalls auf Basis der Personalkostentabelle des
Landes erfolgen konnte. Es ist also davon auszugehen, dass keiner der Tarifbe-
schaftigten der UK ein Gehalt bezieht, welches deutlich Giber dem Gehalt eines ver-
gleichbaren Landesbeschéftigten liegt.

Es ware anhand der individuellen Daten, der betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter zu priifen, ob in Einzelfallen Uberleitungsvertrage erforderlich sind. Da auch in-
nerhalb der UK Fachkraftemangel herrscht, ware es auch denkbar, dass Beschafti-
gen, die nicht zum Land wechseln wollen, bei der UK verbleiben. Ein Wechsel gegen
den expliziten Willen einzelner Beschaftigter musste nicht vollzogen werden.

Bei Uberfiihrung aller Mitarbeiter und dem geplanten Personalaufwuchs ergeben sich
folgende zukinftigen Kosten des Arbeitsschutzvollzugs®:

3.2.1 Personalkosten, Versorgungsleistungen und Beihilfe

Die Personalkosten richten sich nach der beamtenrechtlichen Besoldung sowie dem
Tarifvertrag des offentlichen Dienstes.

14 Um eine maglichst realistische Gegeniiberstellung der Kosten des Vollzugs in einer eigenstandigen
Landesoberbehdrde mit den Kosten des Vollzugs in der aktuellen Konstellation zu ermdglichen, wurde
allen Berechnungen der fir das Jahr 2026 angestrebte Personalkdrper zugrunde gelegt. Der Tarifab-
schluss Oktober 2023 wurde sowohl bei den Tarifbeschéftigten wie auch den Beamtinnen und Beam-
ten zugrunde gelegt. Gegeniiber 2023 wurden die Personalnebenkosten um 3 % p.A. gesteigert. Ab
2026 wurden sowohl die personlichen Beziige / Bruttogehalter, als auch die Personalnebenkosten um
3 % p.A. gesteigert.
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Zu den persoénlichen Beziigen und Entgelten sind Personalnebenkosten und Perso-
nalgemeinkosten hinzuzurechnen. Diese ergeben sich aus der Personalkostentabelle
des Landes und umfassen neben den personlichen Bezligen auch kiinftige Pensi-
onsleistungen und sonstige Versorgungsleistungen, wie z.B. die Witwenversorgung.

In der Personalkostentabelle des Landes werden fiir diese Leistungen 30 % der Brut-
tobezlige zugrunde gelegt.*® Dieser Betrag kann fiir die Beamtinnen und Beamten,
die aktuell fur die StAUK tatig sind, auch als realistisch angesehen werden. In den
vergangenen drei Jahren betrug die Relation von Versorgungszahlungen zu den Be-
soldungszahlungen der aktiven Beamtinnen und Beamten 23 bis 24 %.

Relation Pension/ Aktive Be-
soldung in %

Besoldung Aktiv Pensionszahlungen

3.217.907 760.000 23
3.260.349 800.000 24
3.842.540 930.000 24

Es ist zu erwarten, dass diese Relation noch fur eine gewisse Zeit erhalten bleiben
wird, denn bei der Schaffung der StAUK im Jahr 2008 wurden nur 67 Vollzeitaquiva-
lente vom Land auf die Unfallkasse Ubertragen und erst ab 2017 hat die StAUK auf-
grund des Aufgabenzuwuchses den nachfolgend dargestellten Stellenzuwachs bei
den Beamtenstellen erfahren. Zwischen 2009 und 2026 wirde damit insgesamt ein
Aufwuchs von 71 % erfolgen.

2021 2022 2023 2024 2025 2026

Die auf Basis des aktuellen Stellenschlissels zu bestimmenden kiinftigen Pensions-
lasten werden daher voraussichtlich erst mit deutlicher Verzégerung anfallen.

Fur die Richtigkeit des Ansatzes von 30 % fir Versorgungsleistungen spricht, dass
das Land ausweislich der Personalstruktur- und Personalmanagementberichte in der
Zeit von 2015 bis 2021 einen Zuwachs bei den Beamtinnen und Beamten erfahren

15 Die Bruttobeziige werden in Spalte D dargestellt und basieren auf Angaben des FM.
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hat (2015: 44 T; 2018: 45 T; 2021: 47 T)'® und es daher keinen ,Mangel“ an Perso-
nen in der ,aktiven Phase® gibt, wie ihn die VAK oder auch die gesetzliche Rente zu
beklagen haben.

Ein Uber 30 % der Bruttolohnsumme hinausgehender Erstattungsbetrag an die VAK
konnen daher in der Zukunft entfallen, sodass hier zusatzliche Liquiditat i.H.v. ca. ei-
ner Million € pro Jahr geschaffen werden kénnten (Spalte M, 2_Kostenkalkula-
tion_AS_Fortfihrungsfall).

Eine genaue Prognose der kommenden Pensionslasten und der mit einer Umstruktu-
rierung verbundenen Einsparungen bzw. Liquiditatsgewinne ist erst méglich, wenn
samtliche personlichen Daten (Alter, aktuelle Einstufung, Dauer des Beamtenverhalt-
nisses etc.) der fir die StAUK Tatigen bekannt sind. Da allein das Wissen um die ge-
planten Umstrukturierungen innerhalb der StAUK und noch starker, das Wissen um
eine gescheiterte Umstrukturierungsmafinahme das Verhéltnis zum staatlichen Ar-
beitsschutz nachhaltig verschlechtern kénnte, wurde bislang versucht, die Mal3-
nahme so vertraulich wie méglich zu behandeln. Umfassende Erkundigungen auf
Fachebene der VAK oder auch beim DLZP hatten den Kreis der Personen, die
Kenntnis von den geplanten MaBhahmen haben, deutlich vergroRert. Genaue Erkun-
digungen werden daher erst eingeholt werden kdnnen, wenn uber das ,Ob" der Um-
strukturierung entschieden wurde.

Aktuell bildet die UK jahrlich Altersriickstellungen i.H.v. 116 T€ nach § 172 SGB VI,
fur zukinftig anfallende Beihilfeleistungen, die erst ab 2030 fur den Rickstellungs-
zweck verwendet werden dirfen. Auch durch Einsparung und ggf. Riuckzahlung die-
ser Ruckstellungen koénnte zusatzliche Liquiditat geschaffen werden. Ob und in wel-
cher Hohe eine Ruckubertragung der bisher vom Land gezahlten Betrage erfolgen
kann, hangt davon ab, wie viele Beamtinnen und Beamte seit der Personalibertra-
gung zur UK in den Ruhestand versetzt wurden. Diese erhalten auch nach einer
Neustrukturierung ihre Pensionen und Beihilfen von der VAK. Mit welchen Beihilfe-
lasten durch diese Personen zu rechnen sein wird, lasst sich erst ermitteln, wenn die
konkrete Zahl der betroffenen Personen feststeht.

Die jahrlichen Zahlungen fur Personalkosten, Versorgungsleistungen und Beihilfen
werden in der Gesamtsumme daher voraussichtlich geringer ausfallen, als die aktuel-
len Zahlungen an die UK. Dies gilt auch, wenn man der Berechnung kunftige Versor-
gungslasten i.H.v. 45 % der aktuellen Bruttobeziige zu Grunde legen wirden (vgl.
3a_Kostenkalkulation_Eigenstandiges_Landesamt_45)

3.2.2 Finanzierung des Personalbedarfs fur FUhrung und Verwaltung

Aktuell werden die Personalkosten auf Grundlage der Personalkostentabelle ermittelt
um einen Zuschlag i.H.v. 5 % fur Fuhrungspersonal und i.H.v. 10 % fur Verwaltungs-
personal erganzt. Danach stiinden im Jahr 2026 448 T€ fur Fihrungsaufgaben und
896 T€ fur Verwaltungsaufgaben also insgesamt 1.344 T€ zur Verfligung.

16 https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/3700/drucksache-18-3788.pdf, Seite 22;
https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/drucks/01900/drucksache-19-01902.pdf Seite 18; Perso-
nalstruktur- und Personalmanagementbericht 2023 (schleswig-holstein.de), Seite 16.
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https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl19/drucks/01900/drucksache-19-01902.pdf
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/I/Staatskanzlei/Aufgaben/Externe_Links/Personalstruktur_Management_Bericht/psmb_2023.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/I/Staatskanzlei/Aufgaben/Externe_Links/Personalstruktur_Management_Bericht/psmb_2023.pdf?__blob=publicationFile&v=1

Hiervon werden aktuell die folgenden Stellen finanziert:

Stellen VZA 2026 Personalkosten incl. Nebenkosten |Gesamtsumme

A15 0,5 125.309,23 € 62654,61723
A4 0,5 113.821,17 € 56910,58508
A12 0,7 88.994,93 € 62296,45068
A9 0,8 62.839,41 € 50271,53186
E9 0,4 68.884,65 € 27553,86046
E6 3,6 59.813,06 € 215327,0063

Gesamtsumme:
Zuschlag fur Fihrung und Verwaltung

Kosten der aus dem Zuschlag finanzierten

Stellen 475.014,05

Verbleibendes Personalbudget fiir
FUhrung und Verwaltung 869.633,95

Fur den Aufbau einer eigenstandigen allgemeinen Abteilung in dem zu griindenden
Landesamt sind unter Bertcksichtigung aller Personalkosten incl. Neben- und Ge-
meinkosten in 2026 die nachfolgenden Kosten zu veranschlagen.
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Davon Overhead der eigenstindigen Landesbeh&rde*®

Personalkosten (incl. Nebenkosten chne

- - 1

Stellen Soll Soll VZA 2026 Personalgemeinkosten)* Gesamtsumme

B3 1,00 156.215,63 € 15.981,09€
Bei der B3 werden nur die
Mehrkosten gegeniber der A 16

Als -1 140.234 53 £ Busgewiesen

AlS 1,50 125.309,23 € 187963,8517

Ald 2,50 113.821,17 € 234552,9254

Al2 3,70 83.99493 € 329281,2393

AT 3,80 £2.839,41€ 238789,7763

AB 3,00 61.030,73 € 183092,1825

ES 1,40 68.834 65 € 96438,51161

E6 3,60 53.813,06 € 215327,0063

VZA (Soll) 19,50 1.645.687

Gesamtkosten des zu schaffenden Overheads 1.881.280,85 €

Die in der Personalkostentabelle enthaltenen pauschalisierten Betrage fur Fiihrung

und Verwaltung (5 bzw. 10 %) werden bei der Berechnung der Kosten fir eine eigen-

standige Landesoberbehdrde nicht erneut angesetzt, weil die Kosten tber die Stel-
lenplane individuell zu beziffern sind und nicht pauschal gezahlt werden.

Samtliche Stellen wurden mit den tatséchlich zu erwartenden Kosten angesetzt. Der
Stellenansatz von 50 T€ pro Stelle, der generell bei der Schaffung neuer Stellen zu-
grunde gelegt wird, ist nicht als auskdmmlich anzusehen. Damit die zu schaffende

Landesoberbehdrde in der Lage sein wird, die anfallenden Aufgaben — insbesondere

die Mindestbesichtigungsquote — zu erfillen, ist es erforderlich, die Stellen tatsach-
lich mit Personen der in der Kalkulation genannten Besoldungsgruppen zu besetzen.
Nur so kann gewahrleistet werden, dass die Behdrde trotz des aktuell bestehenden
Fachkréaftemangels tatsachlich arbeitsfahig sein wird.

3.2.3 Finanzierung von Sachkosten, IT-Kosten und Kosten des Aul3endienstes

Der Etat, welcher der StAUK flr Sachkosten, IT-Kosten und Auf3endienst zur Verfi-
gung gestellt wird, wird aktuell Gber Zuschlage errechnet und anschliel3end eigen-
standig von der UK verwaltet. Im Jahr 2026 stehen die nachfolgenden hochgerech-

neten Betrage zur Verfigung:




Sachkosten: 896 T€
IT-Kosten: 448 T€
AuRRendienst: 179 T€

Bei den Sachkosten, besteht insbesondere in Bezug auf die Birokosten, ein nicht
unerhebliches Einsparpotenzial. Aktuell stehen den Beschaftigten des staatlichen Ar-
beitsschutzes Biros nach dem Standardraumprogramm der Landesregierung zur
Verfigung und werden pauschal in der Personalkostentabelle des Landes bertck-
sichtigt. Da die im Auf3endienst Beschaftigten mdglichst viele Besichtigungen vorneh-
men sollen und zudem viel im Homeoffice gearbeitet wird, entspricht die aktuelle
Raumausstattung nicht den tatsachlichen Bedurfnissen der Beschaftigten.

Bei der Errichtung einer eigenstandigen Landesoberbehdrde fir den Arbeitsschutz
sollte das Raumeinsparkonzept der Landesregierung vollumfanglich umgesetzt wer-
den. Dabei sollen jedoch nicht nur Flachen eingespart werden, sondern den Beschaf-
tigten soll ein Raumkonzept geboten werden, welches den Anforderungen einer Be-
horde, die vornehmlich AuRendiensttatigkeiten wahrnimmt, gerecht wird. Den Be-
schaftigten sollten daher ausreichend viele Besprechungsraume zur Verfigung ge-
stellt werden. Auch sollten die Raumlichkeiten mit Videokonferenzsystemen ausge-
stattet werden, damit die standort- und behdrdenibergreifende Zusammenarbeit ver-
bessert werden kann.

Dies lieRe sich auch in den aktuell genutzten Raumlichkeiten umsetzen, denn am
Standort der UK wird bereits jetzt eine einzelne Etage an Dritte vermietet. Wirde der
Arbeitsschutz Biros freiziehen, so konnte die Raumlichkeiten anderweitig genutzt
werden.

Fir IT-Kosten werden laut interner Auskunft der UK aktuell pro Kopf und Jahr ca.
4.000 € veranschlagt, was viel erscheint, wenn man bedenkt, dass die Grundkosten
des Betriebs eines IT-Arbeitsplatzes 2022 im Sozialministerium gut ¥ weniger betru-
gen.

Pflege und Betrieb 630,67 €
Mobilfunk 135,67 €
IT-Schulung 20,00 €
Beschaffung 254,00 €
IT-Personal 1.692,13 €
Summe 2.732,46 €

Hinzu kommen Kosten fur Fachanwendungen. Fur das System IFAS fallen in der
StAUK Kosten in Hohe von 599,67 € pro Arbeitsplatz an. Diese Kosten werden
bereits aus IT-Mitteln des Landes bezabhilt.

Auch im Bereich IT ist daher ebenfalls Einsparpotenzial vorhanden. Die Einftih-
rung von Softwareldsungen z.B. zur Planung der Au3endiensttermine kann bei
ahnlichen Kosten zu deutlichen Effektivitatssteigerungen flihren, weshalb bei den
IT-Kosten nicht gespart werden sollte.
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3.2.4 Einsparpotenzial oder Effizienzsteigerungen beim Hilfspersonal und
bei Kosten des Auf3endienstes

Hilfspersonal wird in der StAUK aktuell nicht erkennbar eingesetzt. Es ist daher
fraglich, ob die dafiir vorgesehenen Kosten kinftig Gberhaupt anfallen werden
oder kunftig eingespart werden kénnen. In der Zwischenabrechnung fur das Jahr
2023, wo Hilfspersonal erstmals spitz abgerechnet werden muss, werden Kosten
fur Hilfspersonal noch nicht gesondert ausgewiesen. Sollten in dem vorgesehe-
nen Umfang tatsachlich Hilfskréafte eingestellt werden, so ware mit einer merkli-
chen Produktivitatssteigerung zu rechnen. Fir die Kalkulation der Kosten einer
kunftigen Behorde wurden die Kosten fir das Hilfspersonal aus 2023 fortgeschrie-
ben. Da viele Arbeiten, die von Hilfskraften verrichtet werden, wie Botengange
oder die Verteilung von Post durch die Digitalisierung obsolet geworden sind,
sollte dieser Punkt nicht erhoht werden.

In der Personalkostentabelle des Landes werden die Besonderheiten des Aul3en-
dienstes mit 2 % berilcksichtigt. Die UK hat die Kosten des Aul3endienstes begin-
nend ab dem Jahr 2023 gesondert auszuweisen. Fur 2023 liegen noch keine Be-
rechnungen der Aul3endienstkosten vor. Sollten sich hier — z.B. durch effizientere
Routenplanung — Einsparpotenziale ergeben, so wiirden diese kiinftig vollstandig
zugunsten des Landeshaushaltes erfolgen. Da es fir die Erfillung der Mindestbe-
sichtigungsquote essenziell ist, dass mdglichst viele Besichtigungen durchgefihrt
werden, kann an den Kosten des AulRendienstes nicht gespart werden. Der Au-
Rendienst kann jedoch mit einer besseren Steuerung der Behérde deutlich effizi-
enter organisiert werden. So ist beispielsweise bekannt, dass aktuell keine Soft-
ware genutzt wird, um AulRendienstrouten zu planen. Stattdessen wird die Pla-
nung von den Aufsichtsbeamtinnen und Aufsichtsbeamten komplett handisch vor-
genommen. Auch Hinweise, solche Tatigkeiten auf deutlich geringer qualifizierte
Beschaftige zu verlagern, wurden bis dato nicht aufgegriffen, obwohl die von hoch
qualifizierten Kréaften auf diese Aufgaben verwendete Arbeitszeit, anderweitig
deutlich besser genutzt werden kdnnte.

3.2.5 Generierung von Einnahmen

BuR3gelder der StAUK werden im Landeshaushalt Gber den Haushaltstitel

1004 - 112 01 vereinnahmt. Im Jahr 2022 hat der staatliche Arbeitsschutz Einnah-
men i.H.v. 625 T € generiert. Die Einnahmen in diesem Bereich kénnten wahr-
scheinlich um gut 1/3 gesteigert werden, wenn deutlich konsequenter Buf3gelder
verhangt wirden. So konnte im Bereich des Fahrpersonalrechts ein durch die
Corona-Pandemie bedingter Einbruch der Einnahmen festgestellt werden, wel-
cher bisher aufgrund der gegebenen Organisationsstruktur noch nicht wieder auf-
gefangen werden konnte. Auch ergehen in Schleswig-Holstein nur sehr wenige
BuRRgeldbescheide. Wahrend deutschlandweit 2.563 Bul3gelder gegen Arbeitge-
ber festgesetzt wurden hat SH von dieser MaBnahme nur 37 Mal Gebrauch?’ ge-
macht. Die Errichtung einer eigenstandigen Landesoberbehorde fir den staatli-
chen Arbeitsschutz wirde zu einer h6heren Transparenz der Arbeitsablaufe flih-
ren, sodass gerade die Bearbeitung von Bul3geldern deutlich verbessert werden
konnte. Selbst eine Einnahmensteigerung um 1/3 wirde jedoch nur zusatzliche

17 https://www.baua.de/DE/Angebote/Publikationen/Berichte/Suga-2022.pdf? _ blob=publication-
File&v=8, Seite 163.
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Einnahmen i.H.v. 200.000 € p.A. bedeuten. Angesichts des Gesamtvolumens,
fallt dieser Betrag nicht weiter ins Gewicht und wird daher auch in der Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtung nicht gesondert ausgewiesen.

3.2.6 Zwischenfazit

Mit den bislang eingesetzten Mitteln ist es unproblematisch méglich, neben den
Personalkosten einer zu errichtenden Landesoberbehorde auch die fir die Fuh-
rung und Verwaltung einer solchen Behdrde erforderlichen zusétzlichen Stellen
zu schaffen sowie notwendige Sachkosten zu decken. Kiinftige Pensionslasten,
werden ebenfalls in ausreichendem Umfang berlcksichtigt. Durch das Entfallen
der Zahlungen an die VAK, werden Mittel frei, die anderweitig verwendbar sind.

Auch die entstehenden Sachkosten sind in ausreichendem Umfang vorhanden.
Durch einen bedarfsgerechteren Einsatz der Sachmittel, ergeben sich jedoch er-
hebliche Einsparpotenziale. Gleiches gilt fir den Einsatz von Hilfspersonal.

Sollte es bei der Griindung einer eigenstandigen Landesoberbehdrde fur den Ar-
beitsschutz zu Kostensteigerungen kommen, so waren diese hauptsachlich auf
die allgemeine Teuerung zurickzufiihren und wirden dann unabhangig von der
Umstrukturierung des staatlichen Arbeitsschutzes auftreten (siehe oben).

3.2.6 Einmalige Haushalts- und Verwaltungsentlastungen sowie Verwal-
tungs- und Haushaltsaufwendungen

Da derzeit keine Einblicke in die personenbezogenen Daten aller Beamtinnen und
Beamten der StAUK vorliegen, kann aktuell nur geschétzt werden, wie hoch eine
Abfindungszahlung der VAK an das Land bei Ruckfiihrung der StAUK ausfallen
wirde.

Laut Auskunft der VAK konnte sich eine Abfindungszahlung auf 25.000 T€ belau-
fen.

Die entsprechende Anwendung der Durchfiihrungshinweise zum Versorgungslas-
tenteilungs-Staatsvertrag, ergibt unter Zugrundelegung verschiedener Berech-
nungsszenarien jedoch etwas geringerer Werte. Nach 8 4 der Durchfiihrungshin-
weise sind fur die Berechnung der Abfindung folgende Punkte maf3geblich:

. Die ruhegehaltfahigen - aktuellen — Dienstbezige.
. Die ruhegehaltfahige Dienstzeit in Monaten.
. Ein in der Regel vom Lebensalter abhangiger Bemessungssatz.

Als ruhegehaltsfahig wurden die aktuellen Dienstbeziige der Beamtinnen und Be-
amten zugrunde gelegt. Dies waren im Jahr 2023 7.675 T€ pro Jahr bzw. 639 T€
pro Monat.

Bezogen auf die Dienstzeit in Monaten wurde zur Berechnung der Maximal-
summe davon ausgegangen, dass alle Beamtinnen und Beamten bereits seit 204
Monaten flr die UK tatig sind. FUr den Minimalwert wurde davon ausgegangen,
dass 33 % seit 204 Monaten fir die UK tétig sind und 66 % erst seit 51 Monaten.
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Bezuglich des vom Lebensalter abhéngigen Bemessungssatzes wurde zur Be-
rechnung des Maximalwertes davon ausgegangen, dass 100 % der Beschaftigten
alter als 50 Jahre sind. Zur Berechnung des Minimalwertes wurde davon ausge-
gangen, dass 1/3 alter als 50 ist und 2/3 alter als 30.

Hieraus errechnen sich Abfindungsanspriiche gegentber der VAK zwischen
14.679 T€ und 32.622 T€.

Ruhegehaltfahige
Dientsbeziige

(max. 204 Monate;
01.01.2008 bis
31.12.2023)

der Beamtinnen
und Beamten Prognose 2025

Dienstzeit in Monaten

204

Annahme

alle haben eine
Dienstzeit
von 204 Monaten

Annahmen zum Lebensalter der

Beschiftigten

(Bemessungssatz bei 50+ = 25%,
Bemessungssatz bei 30+ 20%)

25%

LULEL T

100% der Beschaftigen im Alter von 50+

Hohe der Abfindung

32.622.018,25 €

204

S.0.

25% und 20%

50% im Alter von 50+; 50% im Alter von 30+

29.359.816,43 €

102 und 204

S.0.

50% haben eine Dienstz|

25% und 20%

),25(100% der Beschaftigen im Alter von 50+

1/3im Alter von 50+; 2/3 im Alter von 30+

28.272.415,82 €

24466513,69

102 und 204

S.0.

25% und 20%

50% im Alter von 50+; 50% im Alter von 30+

22019862,32

102 und 204

102 und 204

S.0.

33 % der Beschaftigten B

25% und 20%

,25|100% der Beschaftigen im Alter von 50+

1/3im Alter von 50+; 2/3 im Alter von 30+

18485810,34

16311009,13

51und 180

S.0.

25% und 20%

50% im Alter von 50+; 50% im Alter von 30+

14679908,21

Aufgrund der hohen Schatzung der VAK und des bis dato eher alteren Personal-

korpers der StAUK wird eine Abfindungszahlung zwischen 18.000 und 21.000 T€
als realistisch angesehen. Die Summe wird aufwachsen, je langer der Umstruktu-
rierungsprozess dauern wird.

Sollte der Arbeitsschutz kiinftig in anderen Raumlichkeiten untergebracht werden,
so entstehen einmalig Kosten fur den Umzug der Beschaftigten der StAUK in an-
dere Raumlichkeiten. Diese sind jedoch eher als Investition zu verstehen, weil an-
dere Raumlichkeiten die Motivation der Beschaftigten erhéhen kénnen und eine
Anpassung des Raumkonzeptes ein Einsparpotenzial von bis zu 1/3 der Sachkos-
ten bergen konnte.

Bezuglich des erforderlichen Changemanagementprozesses wird auf die Ausfuh-
rungen auf Seite 7 verwiesen.
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3.3.Kosten des Vollzugs durch eine schon bestehende oberste Landesbe-
hoérde (wie z.B. das LAsD)

3.3.1 Personalkosten, Versorgungsleistungen und Beihilfe

Bezuglich der Personalkosten, der Versorgungsleistungen und der Beihilfen kann auf
die Ausfuihrungen zu Punkt. 3.2.1 und die Berechnungen in Anlage 4b_Kostenkalku-
lation_LaSD_30 verwiesen werden.

Es wurde auch eine Berechnung vorgenommen, der weiterhin Pensionslasten i.H.v.
45 % der aktuellen Bruttobeziige zugrunde gelegt wurden (vgl. Anlage 4a_Kostenkal-
kulation_LAsD_45).

3.3.2 Finanzierung des Personalbedarfs fur Fihrung und Verwaltung

Der Personalbedarf fur Fihrung und Verwaltung, der aktuell durch Zuschléage zu den
Personalkosten finanziert wird, kann kinftig explizit ausgewiesen werden. Der Perso-
nalbedarf fur Fihrung und Verwaltung ist bei der Ansiedlung des Arbeitsschutzes in
einer schon bestehenden Behdrde jedoch geringer, da der Overhead einer schon be-
stehenden Behérde nur durch zuséatzliche Verwaltungskrafte ertlichtigt werden
musste. Weiterhin ware keine zusatzliche B3-Stelle zu schaffen, sondern die Leitung
der Abteilung Arbeitsschutz kénnte auch in der nachgeordneten Behorde der Besol-
dungsgruppe A 16 zugeordnet werden. Der Dienstposten des Leiters oder die Leite-
rin einer schon bestehenden Behdrde musste aber wahrscheinlich aufgrund des per-
sonellen Zuwuchses in der schon bestehenden Behdrde von gut 100 Personen ho-
her bewertet werden, sodass die Ansiedelung nicht vollstandig kostenneutral ware.

Ab dem Jahr 2026 wiirde sich der zuséatzliche Personalbedarf in einer schon beste-
henden Landesoberbehdrde wie folgt darstellen:
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Verstirkung - Fiihrung und Verwaltung des LAsD *°

Stellen Soll Soll VZA 2026 Personalkosten*1 Gesamtsumme
A9 2,20 £2.839,41€ 238789,7763
A8 2,00 £1.030,73€ 123092,1825
ES 1,90 £8.884,65€ 96438,51161
EG 3,60 59.513,06€ 215327,0063
VZA (Soll) 11,80 733.647

Gesamtkosten des zu schaffenden Overheads 847.583,53 €

Auch hier sind die tatsachlich anfallenden Kosten zugrunde zu legen und nicht der
kalkulatorische Stellenansatz von 50 T€ pro Stelle. Nur so kann gewahrleistet wer-
den, dass die ,aufnehmende” Behorde nicht mit den zusatzlich wahrzunehmenden
Aufgaben Uberfordert wird.

3.3.3 Finanzierung von Sachkosten, IT-Kosten und Kosten des Auf3endienstes
Hier wird auf den Abschnitt 3.2.3 verwiesen.

3.3.4 Einsparpotenzial oder Effizienzsteigerungen beim Hilfspersonal und bei
Kosten des Aul3endienstes
Es wird auf den Abschnitt 3.2.4 verwiesen.

3.3.5 Generierung von Einnahmen

Auch bei der Ansiedlung des Arbeitsschutzes bei einer schon bestehenden Behdrde,
kénnen die Einnahmen aus Bul3geldern durch eine stringentere Verhdngung und
Verfolgung der selbigen voraussichtlich erhéht werden. Siehe Ausfiihrungen zu Ab-
schnitt 3.2.5.

3.3.6 Einmalige Haushalts- und Verwaltungsentlastungen sowie Verwaltungs-
und Haushaltsaufwendungen

Bei der Ansiedlung des Arbeitsschutzes an einer schon bestehenden Behoérde erge-

ben sich &hnliche einmalige Haushalts- und Verwaltungsentlastungen, sowie Haus-
halts- und Verwaltungsentlastungen, wie unter Punkt 3.2.6 dargestellt.
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Es ware ebenfalls mit der Zahlung einer einmaligen Abfindung der VAK in H6he des
zuvor genannten Betrages zu rechnen.

Belastungen durch das Changemanagement waren ebenfalls zu erwarten. Bei einer
Ansiedelung am LAsD kame jedoch die Standortfrage hinzu. Wirden alle Standorte
der StAUK und des LAsDs erhalten, wirde sich das LAsD uber 6 Standorte erstre-
cken. Lediglich die beiden Dienstsitze von LAsD und UK in Lubeck, kdnnten zusam-
mengelegt werden. Die verkehrsungiinstige Lage des LAsD in der Lubecker Altstadt,
ware fur die AuBendienstmitarbeiter des Arbeitsschutzes jedoch sehr ungtinstig, so-
dass ggf. dariber nachgedacht werden musste, beide Dienststellen an einem dritten
Standort zusammenzufihren. Diese ware mit zusatzlichen Aufwand verbunden,
konnte aber sowohl fur die Mitarbeiter des Arbeitsschutzes, wie auch fur die Mitarbei-
ter des LASD einen Gewinn darstellen.

3.4 Kostenvergleich/Zwischenergebnis

Durch die Errichtung einer eigenstandigen Landesoberbehdrde oder die Ansiedelung
an einer schon bestehenden Landesoberbehérde kénnen zuvor in der VAK gebun-
dene Mittel freigesetzt werden. Dies gilt sowohl fur die zwischen 2008 und 2023 an
die VAK geleisteten Zahlungen, welche in Form einer Abfindung zurtickzuerstatten
waren, wie auch fir jahrlich an die VAK zu leistende Zahlungen.

Deutliche Einsparpotenziale ergeben sich weiterhin im Bereich der Sachkosten und
bezlglich des Einsatzes von Hilfspersonal.

Trotz der neu zu schaffenden Stellen fur Fihrung und Verwaltung ist daher davon
auszugehen, dass die Schaffung einer eigenstandigen Landesoberbehérde oder die
Ansiedelung bei einer schon bestehenden Landesoberbehérde im Verlauf geringere
Kosten verursachen wird als die Beibehaltung der bisherigen Struktur (Vgl. auch An-
lage 1_Vergleich_Strukturen_Arbeitsschutz).

Die genaue Entwicklung der Kosten fir Verwaltung, Versorgung und Bewirtschaftung
werden jedoch erst abschliel3end bewertet werden kénnen, wenn mit der UK und der
VAK Uber die Plane der Umstrukturierung gesprochen und in Verhandlungen einge-
stiegen werden kann.

3.5 Betrachtung des Nutzens

Mit dem Umstrukturierungsprozess ist die Chance verbunden, den Arbeitsschutz in
Schleswig-Holstein deutlich besser aufzustellen. Dadurch, dass alle im Vollzug des
staatlichen Arbeitsschutzes tatigen Personen der direkten Dienstaufsicht der fiir den
staatlichen Arbeitsschutz zustadndigen obersten Landesbehérde unterstellt werden,
kénnten die Aktivitdten des staatlichen Arbeitsschutzes deutlich besser gesteuert
werden. Es gabe mehr Mdglichkeiten fur ein gezieltes Controlling der StAUK. Dar-
Uber hinaus hatte die direkte Anbindung an das Land das Potenzial, den Beschaftig-
ten deutlich mehr Wertschétzung zu vermitteln und die Eigenmotivation zu erhéhen.

Mit einer direkten Anbindung an das Land wére es zudem maoglich, die Potenziale
der Digitalisierung starker zu nutzen, denn die Steuerung einzelner Prozesse des
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staatlichen Arbeitsschutzes ist der Dienstaufsicht zuzurechnen, welche mit der Griin-
dung einer Landesoberbehdrde auf alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ausgeweitet
wirde.

Mit dem Umstrukturierungsprozess ist Verwaltungsaufwand verbunden.

Mehrkosten entstehen, wie zuvor dargestellt, nicht oder nur innerhalb der Umstruktu-
rierungsphase. Der bislang vorhandene Sachkostentitel wéare zu einem erheblichen
Teil in Personalstellen umzuwandeln. Dies hat zur Folge, dass die Stellen fir Lan-
despersonal entsprechend erhéht werden. Weiterhin ware aufgrund des bundesge-
setzlich festgelegten Aufgabenzuwachses sicherzustellen, dass das Personal des Ar-
beitsschutzes bei zukunftigen globalen Personaleinsparkonzepten nicht in erhebli-
chem Umfang abgebaut wird.

Obwohl die Integration des Arbeitsschutzes in die Aufgabenpalette des LAsD eine er-
hebliche Ausweitung der Themen- und des Verantwortungsbereiches zur Folge
hatte, wird diese Variante bevorzugt. Durch die Angliederung des Vollzugs fur den
staatlichen Arbeitsschutz an eine bestehende Landesoberbehdrde, wie dem LAsD,
ergeben sich, neben den positiven Aspekten des Umstrukturierungsprozesses als
solches erhebliche finanzielle Vorteile. Diese Variante ermoglicht bspw. die gemein-
same Nutzung einer bereits vorhandenen allgemeinen Abteilung, welche lediglich um
entsprechende Verwaltungsstellen aufgestockt werden musste.

4. Verwaltungsaufwand

Die Ansiedlung des Arbeitsschutzes an einer bestehenden Landesbehérde geht so-
wohl in der Vorbereitungs- wie auch in der eigentlichen Umsetzungsphase mit einem
umfassenden Change-Prozess einher. Diesen gilt es eng zu begleiten und zu gestal-
ten und auf Wirksamkeit zu Gberprtfen.

Da die Beschaftigten der StAUK in die neue Organisationsstruktur Gberfihrt werden
sollen, missen die Beschaftigten die Gelegenheit bekommen, sich aktiv in den Um-
gestaltungsprozess einzubringen. Anregungen, wie die Aufgaben des staatlichen Ar-
beitsschutzes ohne Qualitatsverlust deutlich effizienter gestaltet werden kdnnten,
sollten in den Prozess einflie3en kdnnen. Auch sollten die Bedirfnisse der Beschaf-
tigten, wie z.B. die Entlastung von Verwaltungsprozessen durch Assistenzkrafte; der
Wunsch nach ortsflexiblem Arbeiten etc. erfasst werden.

In Gesprachen zwischen dem Geschaftsfihrer, dem Vorstand sowie der Vertreterver-
sammlung der Unfallkasse Nord und der Hausspitze des MSJFSIG, ist Uber den Pro-
zess der Neustrukturierung des staatlichen Arbeitsschutzes zu informieren. Hierbei
ist auch die Art und Weise der Weitergabe der Informationen sowie der Einbeziehung
der Beschéftigten der StAUK in die Neustrukturierung zu klaren. Hierbei wird das
MSJFSIG auf die Unterstitzung der zentralen Organisationsentwicklung angewiesen
sein. Anschliel3end muss eine mit der Unfallkasse Nord abgestimmte Unterrichtung
der Beschéftigten der StAUK erfolgen.

Fur die Aufgabenzuweisung an eine Landesoberbehérde, sowie die Personallbertra-
gung von der Unfallkasse an diese Behotrde und die Auflésung der Staatlichen Ar-
beitsschutzbehdrde bei der Unfallkasse Nord, ist es unumganglich, das ,Gesetz Uber
die Errichtung einer unteren Landesbehorde bei der Unfallkasse Schleswig-Holstein
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zum Vollzug der Aufgaben des staatlichen Arbeitsschutzes“ aufzuheben. Und die
Aufgaben des Arbeitsschutzes per Verordnung zu ubertragen.

Eine Anhorung der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbande, der Un-
fallkasse Nord und der Sozialpartner erfolgt im konkreten Gesetzgebungsverfahren.

Aufgrund der Personaltbertragung von der UK an die neue Landesoberbehdrde
miissen im Landeshaushalt die Stellen fiir die bis 2026 geplanten 112 VZA geschaf-
fen werden. Die im Titel 1004 - 685 01 ,Ausgleichssumme an die Unfallkasse Nord
fur die Ubertragenen Aufgaben des Arbeitsschutzes® aufgefuhrten Sachmittel, mus-
sen in Personal- und Sachmittel umgewandelt werden.

Fur die Uberleitung des Personals ist eine Regelung zur Ausgestaltung des Perso-
nalibergangs zwischen der Unfallkasse Nord als abgebenden Dienstherrn und Ar-
beitgeber und dem Land als aufnehmenden Dienstherrn und Arbeitgeber zu treffen.

Der Aufgabenbereich der ,allgemeinen Verwaltung® flr den staatlichen Arbeitsschutz
wird derzeit vom Personal der Unfallkasse Nord wahrgenommen und durch die Aus-
gleichssumme bereits mitfinanziert. Die allgemeine Verwaltung einer bestehenden
Landesoberbehdrde muss mit den vorhandenen Finanzmitteln ertlichtigt werden.

Weiterhin ist die Unterbringung des Personals zu klaren. Das fir den Vollzug der Auf-
gaben des Arbeitsschutzes zustandige Personal ist derzeit sowohl in eigenen Raum-

lichkeiten der UK, in von dieser angemieteten Raumlichkeiten und in Raumlichkeiten

der Landesregierung untergebracht.

Es missen Vereinbarungen mit der VAK gefiihrt werden, wie der Versorgungslasten-
ausgleich bei Ubergang des Personals von der StAUK an das Land erfolgen soll.
Eventuell ist der Versorgungslastenausgleich im Zuge der Auflésung der StAUK per
Gesetz zu regeln.

5. Zeitplan

Die Einbeziehung der fir den staatlichen Arbeitsschutz zustandigen Beschaftigten
der UK sollte mdglichst friih im Prozess erfolgen, sodass ab Mai 2024 ein ,iterativer
Prozess® zur Gestaltung der neuen Arbeitsschutzbehorde beginnen kann. Dieser
sollte mit der formellen Neustrukturierung synchronisiert werden, damit ab dem Zeit-
punkt der formellen Anderung bereits in der neuen Struktur gearbeitet werden kann.
Die fixen Kontrollquoten des Arbeitsschutzkontrollgesetzes gelten ab Januar 2026.
Die Umstrukturierung des staatlichen Arbeitsschutzes in SH sollte daher moglichst im
Jahr 2025 abgeschlossen sein. Unter diesen Voraussetzungen bliebe ein Jahr Zeit,
die Arbeitsprozesse in der neuen Struktur zu optimieren.

Zur Neugrindung einer Landesbehdrde fur den Arbeitsschutz oder die Angliederung
dieser an eine bestehende Landesoberbehotrde ist folgender Zeit- und Aufgabenplan
fur das Gesetzgebungsverfahren vorgesehen:
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Zeit- und Aufgabenplan:

2. Einbindung zentrales Organisationsmanagement | Ab: Februar 2024
und Entwicklung eines genauen Ablaufplans

4. Aushandlung Ubergangskonditionen (UK Nord, Bis: Juni 2024
Versorgungsausgleichskasse);

6. Verbandsanhérung; Bis: September 2024

8. Erste Lesung im Landtag Oktober 2024
9. Behandlung in den Ausschiissen Oktober/ November 2024
11. Inkrafttreten Januar 2025

18 Genaue Aufzahlung ab Seite 6 der Satzung: https://www.uk-nord.de/assets/redakteur/00-berei-
che/01-uk-nord/Satzung/Satzung_der Unfallkasse Nord vom 04.07.2018 in der Fas-
sung _des 1l. Nachtrags vom 05.07.23 queltig ab 14.11.23 .pdf.
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Zahlungen fur Gerichtsverfahren aus Titel 1001-526 01 im HHJ 2024

Parteienbezeichnung Zahlungen
in 2024 (in
€)

MSJFSIG/Diakonie 4.522,00

Dataport AbR/PayCenter GmbH (Bezahlkarte- 4.252,27

MSJFSIG/Institut fur Sozialokologie (Vergleich| 144.288,76
Diakonie Hilsfwerk/MSJSIG 4,135,25
Diakonie Hilsfwerk/MSJSIG 4.874,20
MSJFSIG/Jensen 4.135,75
MSJFSIG/Pielawa 4,551,75
MSJFSIG/Schleswig-Holsteinischer Landkreist 9.991,57
MSJFSIG/Kik Textilien und Non-Food GmbH 18.926,12
MSJFSIG/Jitting 2.856,00
Friedrich-Ebert-Krankenhaus/MSJFSIG 5.864,89
MSJFSIG/Lischewsky 59,50
MSJFSIG/Rau 178,50
MSJFSIG/Dorint 208,25
MSJFSIG/Clausen 2.256,24
MSJFSIG(arbeitsrechtliche Beratung) 527,56
Gesamtsumme (Stand 29.11.2024) 211.628,61




1002.00.52699.431{ 12.01.2024|InphA EUR 3.125,42|3119749213 *RE69/2023, A-230198
14.03.2024|InphA GmbH EUR 3.065,32|3119903155 *RE70/2023 A-230427
19.04.2024|Deutsche Bundeskasse EUR 4.245,55|857801367600 *
29.05.2024|Deutsche Bundeskasse EUR 7.164,32]|857801406594 *Kostenerstattung
29.05.2024|Deutsche Bundeskasse EUR 15.820,23(855440106791 *Kostenerstattung
02.07.2024|Deutsche Bundeskasse EUR 8.398,75|857801341955 *
12.07.2024|InphA GmbH EUR 3.814,90|3120175756 *R-240029/A-240052
15.07.2024|Deutsche Bundeskasse EUR 4.393,21|8554 4011 5288 *
11.11.2024|InphA EUR 4.127,67|RE. R-240041 *
1002.00.52699.431 EUR 54.155,37
1002.00.52699.432 | 21.02.2024 | Sekretariat der Kulturministerkonferenz [EUR 37.516,00|RE. GFG2024-0019 |*
29.05.2024 |Sekretariat der Kulturministerkonferenz [EUR 31.063,65|LASD NMS S-H *RE. GFG2024-0043
05.08.2024|Sekretariat der Kulturministerkonferenz |EUR 38.901,00|RE. GFG2024-0066 [*Abrechnungszeitraum 01.04.2024 - 30.06.2024
19.11.2024|Sekretariat der Kulturministerkonferenz |[EUR 33.430,95|RE. GFG2024-0092 [*Abrechnungszeitraum 01.07.2024 - 30.09.2024
1002.00.52699.432 EUR 140.911,60
EUR 195.066,97




Normgeber: Ministerium flr Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleich-

stellung
Erlassdatum: 10.01.2024
Fassung vom: 10.01.2024
Gultig ab: 01.01.2024
Gultig bis: 31.12.2028
Quelle: [

!

Gliederungs-Nr: 6671.33
Normen: § 3 AfoVO, § 116 LVWG, § 117 LVwWG, § 117a LVWG, § 45a SGB 11 ... mehr
Fundstelle: Amtsbl SH 2024, 137

Richtlinie liber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung von
Angeboten zur Unterstiitzung im Alltag, von Modellvorhaben zur Er-
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Richtlinie Uiber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung von
Angeboten zur Unterstiitzung im Alltag, von Modellvorhaben zur Er-
probung neuer Versorgungskonzepte und Versorgungsstrukturen so-
wie der Selbsthilfe nach § 45¢c und § 45d SGB Xl in Schleswig-Holstein

GI.Nr. 6671.33

Fundstelle: Amtsbl. Schl.-H. 2024 Nr. 6, S. 137

1 Forderziel und Zuwendungszweck

1.1 Die Landesregierung sieht zur Starkung der hauslichen Pflege vor dem Hintergrund des demo-
grafischen Wandels die Notwendigkeit, die Unterstlitzungs- und Versorgungsstrukturen aus-
zubauen und weiter zu entwickeln, um eine frihzeitige Inanspruchnahme vollstationarer Pfle-
ge fur pflegebedirftige Personen zu vermeiden und pflegende Angehdrige sowie vergleichbar
nahestehende Pflegepersonen zu entlasten.
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1.2

1.3

14

2.2

2.3

2.4

Das Land gewahrt nach der Landesverordnung zur Anerkennung und Férderung von Angebo-
ten zur Unterstltzung im Alltag (Alltagsforderungsverordnung - Af6VO), nach MalRgabe dieser
Richtlinie und den Verwaltungsvorschriften zu § 44 Landeshaushaltsordnung (LHO) Zuwen-
dungen far

* Angebote zur Unterstitzung im Alltag im Sinne des § 45a SGB XI,

*  Modellvorhaben zur Erprobung neuer Versorgungskonzepte und Versorgungsstruktu-
ren und

e Strukturen der Selbsthilfe im Sinne des § 45d SGB XI.

Ziel ist es, eine wohnortnahe, flachendeckende sowie regional gleichmaRBige Versorgung aus-
zubauen und dauerhaft zu sichern.

Ein Rechtsanspruch auf Gewahrung der Zuwendung besteht nicht. Die Bewilligungsbehoérde
entscheidet nach pflichtgemaBem Ermessen im Rahmen der verfliigbaren Haushaltsmittel.

Gegenstand der Forderung

Bei Angeboten zur Unterstiitzung im Alltag kénnen die Aufwandsentschadigungen flr die eh-
renamtlich Tatigen, die notwendigen Personal- und Sachkosten, die mit der Koordination und
Organisation der Hilfen und der fachlichen Anleitung, Schulung und Fortbildung der Helfenden
sowie der kontinuierlichen fachlichen Begleitung und Unterstutzung durch Fachkrafte verbun-
den sind, geférdert werden. Férderfahig sind ebenfalls die Aufwendungen fliir einen angemes-
senen Versicherungsschutz fur im Zusammenhang mit den Leistungen des Angebots zur Un-
terstitzung im Alltag entstehende Schaden.

Bei Modellvorhaben kénnen die notwendigen projektbezogenen Personal- und Sachkosten,
einschlielllich der Ausgaben fur eine wissenschaftliche Begleitung und Auswertung gefordert
werden.

Bei Strukturen der Selbsthilfe kdnnen die originaren, auf die Selbsthilfearbeit im Sinne von
§ 45d SGB Xl entfallenden Aufwendungen flir Raummiete, Buroausstattung, Medien, Schulun-
gen, Tagungen, Personal- und sonstige Sachkosten gefordert werden.

Im Rahmen der Forderung konnen auch digitale Anwendungen berlcksichtigt werden, sofern
diese den geltenden Anforderungen an den Datenschutz entsprechen und die Datensicherheit
nach dem Stand der Technik gewahrleisten.

Zuwendungsempfangerinnen bzw. Zuwendungsempfanger
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Zuwendungsempfangerinnen bzw. Zuwendungsempfanger sind naturliche und juristische Personen,
die MaBnahmen nach Nummer 1.2 in Schleswig-Holstein durchfiihren. Von einer Férderung ausge-
schlossen sind nachbarschaftlich engagierte Einzelpersonen im Sinne des § 3 AféVO.

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Angebote zur Unterstitzung im Alltag sind férderfahig, wenn

a) siesich die Entlastung pflegender Angehdriger sowie vergleichbar nahestehender
Pflegepersonen und die Forderung der Selbststandigkeit sowie Selbstbestimmtheit
der Pflegebeddrftigen bei der Gestaltung ihres Alltags zum Ziel gesetzt haben,

b) sie nach AféVO anerkannt sind,

¢) ein Finanzierungsplan mit detaillierter Darstellung der Einnahmen und Ausgaben vor-
gelegt wird,

d) ein Konzept zur Qualitatssicherung des Angebots, aus dem sich ergibt, dass eine an-
gemessene Schulung und Fortbildung der Helfenden sowie eine kontinuierliche fachli-
che Begleitung und Unterstitzung insbesondere der ehrenamtlich Helfenden in ihrer
Arbeit gesichert sind, vorgelegt wird,

e) proJahr mindestens 20 Treffen einer Betreuungsgruppe im Umfang von mindestens
zwei Stunden durchgefihrt werden oder

f)  pro Jahr mindestens 50 Entlastungs- oder Betreuungseinsatze im hauslichen Umfeld
der pflegebedurftigen Personen durch einen Helferkreis durchgefiihrt werden.

4.2 Modellvorhaben sind férderfahig, wenn
a) wenn sie insbesondere eine bessere Versorgung demenzkranker Pflegebedurftiger

und/oder anderer Gruppen von Pflegebedurftigen, deren Versorgung im besonderem
MalRe der strukturellen Weiterentwicklung bedarf, und / oder die wirksame Vernet-
zung der Versorgungsangebote in einer Region zum Ziel haben. Dabei sollen vor al-
lem Méglichkeiten einer starker integrativ ausgerichteten Versorgung Pflegebedurfti-
ger ausgeschopft und in einzelnen Regionen Mdglichkeiten einer wirksamen Vernet-
zung aller fur die Pflegebediirftigen erforderlichen Hilfen zur Verbesserung ihrer Ver-
sorgungssituation erprobt werden. Verstarkt in den Blick zu nehmen ist dabei auch
die Weiterentwicklung einer bedirfnisgerechten und kultursensiblen Versorgung und
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Vernetzung der vorhandenen Hilfen flr diese Pflegebedurftigen und ihre pflegenden
Angehdrigen sowie vergleichbar Nahestehenden,

sie vor Projektbeginn beantragt werden,

ein Finanzierungsplan mit detaillierter Darstellung der Einnahmen und Ausgaben vor-
gelegt wird,

ein Konzept mit detaillierter Beschreibung der neuen Versorgungskonzeption oder der
neuen Versorgungsstruktur vorgelegt wird, bei dem insbesondere die Ziele, Inhalte,
Dauer, beabsichtigte Durchfiihrung und der innovative Charakter dargestellt sind so-
wie dargelegt ist, ob vergleichbare Modelle bereits durchgefuhrt wurden und inwie-
weit das beantragte Modellvorhaben hiervon abweicht, und

eine wissenschaftliche Begleitung und Auswertung erfolgt, die den allgemeinen aner-
kannten wissenschaftlichen Standards entspricht und Auskunft gibt, inwieweit die mit
dem Modellvorhaben verfolgten Ziele erreicht worden sind und welche Auswirkungen
sich auf Qualitat und Kosten der Versorgung ergeben. Soweit im Rahmen der Modell-
vorhaben personenbezogene Daten bendétigt werden, kénnen diese nur mit Einwilli-
gung des Pflegebedirftigen erhoben, verarbeitet und genutzt werden.

4.3 Strukturen der Selbsthilfe sind férderfahig, wenn

sie sich die Unterstitzung von Pflegebedurftigen sowie deren Angehdrigen und ver-
gleichbar Nahestehenden zum Ziel gesetzt haben,

ein Finanzierungsplan mit detaillierter Darstellung der Einnahmen und Ausgaben vor-
gelegt wird,

ein Konzept vorgelegt wird, das die dauerhafte Umsetzung der Selbsthilfetatigkeit und
die dauerhafte Unterstiitzung von Pflegebedurftigen und deren pflegenden Angehéri-
gen sowie vergleichbar nahestehenden Pflegepersonen beschreibt,

keine Férderung fur dieselbe Zweckbestimmung nach § 20h des Flnften Buches Sozi-
algesetzbuch vorliegt und
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5.1.1

5.1.2

5.2

e) Selbsthilfegruppen, deren Aktivitaten sich aus eigener Betroffenheit oder als Angeh6-
rige oder vergleichbar Nahestehende auf die gemeinsame Bewaltigung der Pflegesi-
tuation richten, pro Jahr mindestens zehn Treffen durchfiihren oder

f)  Selbsthilfeorganisationen Uberregionale Interessen im gesundheits- und sozialpoliti-
schen Bereich vertreten, Selbsthilfegruppen vernetzen, Schulungen fur 6rtliche Grup-
pen, Seminaren sowie Konferenz durchfihren oder

g) Selbsthilfekontaktstellen als Beratungseinrichtungen auf értlicher oder regionaler Ebe-
ne, die mit hauptamtlichem Personal Dienstleistungen zur methodischen Anleitung,
Unterstitzung und Stabilisierung von Selbsthilfegruppen anbieten und diese aktiv bei
der Gruppengrindung oder in schwierigen Situationen durch infrastrukturelle Hilfen
(Rdume, Beratung oder supervisorische Begleitung) unterstitzen.

Art, Umfang und Héhe der Zuwendung

Die Zuwendung flr ein Angebot zur Unterstitzung im Alltag wird als nicht rlickzahlbarer Zu-
schuss im Rahmen einer Projektférderung als Festbetragsfinanzierung gewahrt. Vorrangig
werden Angebote geférdert, die durch blrgerschaftliches Engagement getragen und Uberwie-
gend durch ehrenamtlich Tatige ausgefihrt werden.

Flr ein Angebot zur Unterstitzung im Alltag, das durch blrgerschaftliches Engagement getra-
gen und Uberwiegend durch ehrenamtlich Tatige ausgefthrt wird, wird die Zuwendung jeweils
fir ein Kalenderjahr gewahrt und betragt

a) fur Betreuungsgruppen bei mindestens 20 Treffen im Jahr 100,00 Euro pro Treffen bis
maximal 4.000,00 Euro jahrlich oder

b) fur Helferkreise bei mindestens 50 Entlastungs- oder Betreuungseinsatze im hausli-
chen Umfeld der pflegebedirftigen Personen im Jahr 40,00 Euro pro Einsatz bis maximal
4.000,00 Euro jahrlich.

Fir ein Angebot zur Unterstitzung im Alltag, das nicht durch birgerschaftliches Engagement
getragen und nicht lGberwiegend durch ehrenamtlich Tatige ausgefihrt wird, betragt die Hohe
der Zuwendung fir den Aufbau des Angebots einmalig maximal 2.000,00 Euro. Die Aufbau-
phase beginnt mit der erstmaligen Anerkennung des Angebots und ist auf maximal ein Jahr
begrenzt.

Die Zuwendung fir Modellvorhaben wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss im Rahmen einer
Projektforderung als Anteilfinanzierung gewahrt.
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521

5.2.2

5.3

5.4

5.5

6.2

6.3

Die Zuwendungsempfangerin bzw. der Zuwendungsempfanger soll eine Eigenbeteiligung in
Hoéhe von mindestens 20 Prozent der notwendigen projektbezogenen Personal- und Sachkos-
ten, einschlieBlich der Ausgaben flr eine wissenschaftliche Begleitung und Auswertung, er-
bringen.

Modellvorhaben sind grundsatzlich auf drei Jahre, langstens auf finf Jahre zu befristen. Eine
Anschlussfinanzierung im Rahmen einer weiteren Forderperiode ist nicht méglich. Ausnahmen
davon sind nur im Einzelfall nach Entscheidung der Bewilligungsbehérde zulassig.

Die Zuwendung fiir Selbsthilfegruppen wird jeweils fur ein Kalenderjahr als nicht riickzahlba-
rer Zuschuss im Rahmen einer Projektférderung als Festbetragsfinanzierung gewahrt und be-
tragt maximal 1.000,00 Euro jahrlich.

Die Zuwendung fiir Selbsthilfeorganisationen und -kontaktstellen wird jeweils fir ein Kalen-
derjahr als nicht rickzahlbarer Zuschuss im Wege der Projektférderung als Anteilfinanzierung
gewahrt. Die Zuwendungsempfangerin bzw. der Zuwendungsempfanger soll eine Eigenbetei-
ligung in H6he von mindestens 10 Prozent der notwendigen projektbezogenen Personal- und
Sachkosten erbringen.

Bemessungsgrundlage fir die Zuwendung sind die nachweisbaren zuwendungsfahigen Aus-
gaben, die unter Anlegung eines strengen MaRstabes fur eine sparsame, wirtschaftliche und
zweckmaRige Erlangung des Zuwendungszweckes unmittelbar entstehen. Alle mit dem Zu-
wendungszweck zusammenhangenden Einnahmen, wie Leistungsentgelte, Spenden und Bei-
hilfen Dritter, sind als Deckungsmittel einzusetzen.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Zuwendungen werden unter der aufschiebenden Bedingung gewahrt, dass nach § 45c Ab-
satz 2 oder § 45d Satz 2 SGB Xl ein Zuschuss aus Mitteln der sozialen und privaten Pflegever-
sicherung gewahrt wird.

Die Zuwendungsempfangerin bzw. Zuwendungsempfanger hat alle sonstigen Férdermaoglich-
keiten auszuschdpfen und im Rahmen der Beantragung der Férdermittel transparent zu ma-
chen, ob und gegebenenfalls in welcher Hohe sowie flir welchen Zweck Férdermittel bei ande-
ren Tragern bzw. dem Land beantragt oder von diesen bereits zugesagt sind.

Die Verwendung der Zuwendung muss nachweislich an schleswig-holsteinischen Standorten
erfolgen.
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6.4

6.4.1

6.4.2

6.4.3

7.1.1

7.1.2

7.1.3

7.1.4

7.1.5

Zum Zweck der Ergebnis- und Qualitatskontrolle ist bei Vorlage des Verwendungsnachweises
in einem Tatigkeitsbericht darzustellen, inwieweit der Zuwendungszweck mit der Férderung
erreicht wurde.

Bei Angeboten zur Unterstiitzung im Alltag soll der Tatigkeitsbericht mindestens Angaben zu
Art und Anzahl der durchgeflhrten Unterstitzungen, der Anzahl und Qualifikation einschliel3-
lich Fortbildung und fachliche Begleitung der eingesetzten leistungserbringenden Personen,
der Anzahl der Personen, die Leistungen in Anspruch genommen haben sowie eine kurze Jah-
resubersicht Uber das Angebot zur Unterstitzung im Alltag enthalten.

Die zum Zweck der Ergebnis- und Qualitatskontrolle notwendigen Angaben fir Modellvorha-
ben oder Strukturen der Selbsthilfe werden im Einzelfall bestimmt.

Stellt die jeweilige Bewilligungsbehdrde ein Formular fir den Verwendungsnachweis zur Ver-
flgung, ist dieses zu verwenden.

Verfahren

Gemeinsame Verfahrensregelungen flir Angebote zur Unterstiitzung im Alltag, Modellvorha-
ben und Strukturen der Selbsthilfe

Der Antrag auf Férderung ist schriftlich an die Bewilligungsbehdérde zu richten. Beizufligen
sind ein Finanzierungsplan und ein Konzept nach Nummer 4.

Die Zuschusshéhe durch das Land bildet zusammen mit Férdermitteln der Arbeitsférderung
und kommunaler Férdermittel die Hohe der Férderung, die im Sinne des § 45 c Absatz 2 oder
§ 45 d SGB XI fur den Anteil der Férderung aus Mitteln der sozialen und privaten Pflegeversi-
cherung bestimmend ist.

Die Bewilligungsbehdrde hat vor der abschlieBenden Entscheidung tUber den Férderantrag das
Einvernehmen mit den Landesverbanden der Pflegekassen sowie dem Verband der privaten
Krankenversicherung e.V. herzustellen. Das Einvernehmen ist in den Bescheid aufzunehmen.

Die Férderung beginnt frihestens ab dem Zeitpunkt der Bewilligung.

Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie fur den Nachweis und
die Prafung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Ruckforderung der gewahrten Zuwendung gelten die Verfahrens-
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7.1.6

1.2

7.2.1

1.2.2

7.2.3

71.2.4

7.2.5

7.2.6

und haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Landes; insbesondere die Verwaltungsvorschrif-
ten zur Landeshaushaltsordnung i.V.m. den entsprechenden Regelungen im Landesverwal-
tungsgesetz (8§ 116, 117, 117 a LVwG).

Der Nachweis Uber die zweckentsprechende Verwendung der gewahrten Zuwendung ist ge-
genuber der zustandigen Bewilligungsbehdrde nach Malkgabe der Verwaltungsvorschriften zu
§ 44 LHO zu flhren und von dieser zu prifen.

Weitere Verfahrensregelungen flr anerkannte Angebote zur Unterstiitzung im Alltag

Zustandig fur die Férderung von Angeboten zur Unterstitzung im Alltag ist das Landesamt flr
soziale Dienste Schleswig-Holstein (LAsD).

Der bei der Bewilligungsbehdrde erhaltliche Antragsvordruck ist zu verwenden.

Der Antrag auf Férderung fur ein Angebot zur Unterstitzung im Alltag, das durch burger-
schaftliches Engagement getragen und Gberwiegend durch ehrenamtlich Tatige ausgefiihrt
wird, ist spatestens bis zum 30. April des laufenden Jahres bei der Bewilligungsbehdrde ein-
zureichen. Der Folgeantrag muss spatestens bis zum 30. November des dem Foérderungsjahr
vorhergehenden Jahres gestellt werden.

Der Antrag auf Férderung fur ein anerkanntes Angebot zur Unterstitzung im Alltag, das nicht
durch blrgerschaftliches Engagement getragen und nicht Gberwiegend durch ehrenamtlich
Tatige ausgefuhrt wird, ist im Zeitraum vom 1. Juni bis spatestens zum 31. August des laufen-
den Jahres bei der Bewilligungsbehdrde einzureichen.

Ubersteigt das Antragsvolumen der zum Stichtag eingereichten Antrage auf Férderung die
verfugbaren Haushaltsmittel, nimmt die Bewilligungsbehdrde in Abstimmung mit dem fir die
soziale Pflegeversicherung zustandige Ministerium des Landes Schleswig-Holstein eine Priori-
sierung der Antrage vor. Bevorzugt zu berlcksichtigen sind Antrage fur die Férderung von an-
erkannten Angeboten zur Unterstitzung im Alltag, deren Leistungsentgelte deutlich unterhalb
der geltenden Preisobergrenze nach Af6VO liegen, die sich an einen besonders unterversorg-
ten Personenkreis wenden oder die in strukturell unterversorgten Gebieten angeboten wer-
den.

Fir Angebote zur Unterstitzung im Alltag, die schon vor Veroffentlichung dieser Richtlinie be-
gonnen wurden, gilt eine allgemeine Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen Vorhabenbeginns
als erteilt. Ein Rechtsanspruch auf Férderung kann hieraus nicht abgeleitet werden.
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7.3 Weitere Verfahrensregelungen fir Modellvorhaben

7.3.1 Zustandig fiir die Férderung von Modellvorhaben ist das fur die soziale Pflegeversicherung zu-
standige Ministerium des Landes Schleswig-Holstein. Es gelten keine Antragsfristen.

7.4 Weitere Verfahrensregelungen fur die Strukturen der Selbsthilfe

7.4.1  Zustandig fur die Férderung von Selbsthilfegruppen ist das Landesamt flr soziale Dienste
Schleswig-Holstein (LAsD).

Der Antrag auf Férderung von Selbsthilfegruppen ist spatestens bis zum 30. April des laufen-
den Jahres bei der Bewilligungsbehdrde einzureichen. Der Folgeantrag muss spatestens bis
zum 30. November des dem Férderungsjahr vorhergehenden Jahres gestellt werden.

7.4.2  Zustandig fur die Férderung von Selbsthilfeorganisationen und -kontaktstellen ist das flr die
soziale Pflegeversicherung zustandige Ministerium des Landes Schleswig-Holstein. Es gelten
keine Antragsfristen.

8 Geltungsdauer
Die Richtlinie tritt am 1. Januar 2024 in Kraft und ist befristet bis zum 31. Dezember 2028.

9 Nachhaltigkeit

Das Vorhaben hat positive Auswirkungen auf ‘Gesundes Leben’.
Das Vorhaben hat keine direkten oder indirekten Auswirkungen auf die Treibhausgasemissionen.

Kiel, den 10. Januar 2024

Aminata Touré

Ministerin flr Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung
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Anteilige Auszahlung fiir Schulbegleitung

fur das Schuljahr 2024/2025

e r N Zahlungen
ortlicher Trager 2023

Flensburg 581.807
Kiel 816.570
Libeck 724.471
Neuminster 552.593
Norderstedt 249.552

Stadte 2.924.993
Dithmarschen 781.550
Herzogtum Lauenburg 679.241
Nordfriesland 564.329
Ostholstein 846.367
Pinneberg 2.221.442
Plon 276.581
Rendsburg-Eckernforde 602.044
Schleswig-Flensburg 925.709
Segeberg 949.712
Steinburg 742.355
Stormarn 770.584

Kreise 9.359.914

Summe 12.284.907




Betreuungsbehoérden: Aufteilung von 1,6 Mio. € auf die Kreise und kreisfreien Stadte in SH

1.600.000,00

EWZ Stand Anteil in
31.12.2023 Prozent Anteil in Euro
Flensburg 92.667 3,12 49.994,15
Kiel 248.873 8,39 134.267,80
Libeck 219.044 7,39 118.174,95
Neumdlinster 80.185 640.769 2,70 43.260,07  345.696,97
Dithmarschen 135.653 4,57 73.185,24
Herzogtum Lauenburg 204.836 6,91 110.509,69
Nordfriesland 170.007 5,73 91.719,33
Ostholstein 204.275 6,89 110.207,03
Pinneberg 324.018 10,93 174.808,77
Pl6n 131.370 4,43 70.874,54
Rendsburg-Eckernforde 279.864 9,44 150.987,54
Schleswig-Flensburg 206.385 6,96 111.345,38
Segeberg 287.175 9,68 154.931,85
Steinburg 133.072 4,49 71.792,78
Stormarn 248.267 2.324.922 8,37 133.940,86 1.254.303,03
Gesamt 2.965.691 100,00 1.600.000,00 1.600.000,00
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Kompetenzteams Inklusion — Férderung der freien Trager und Kommunen zur
Umsetzung von inklusiven Unterstiitzungsleistungen in Kindertageseinrichtun-
gen und Kindertagespflege
Bekanntmachung des Ministeriums fir Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und
Gleichstellung vom 05.09.2023 — VIII 355

1. Forderziel und Zuwendungszweck

1.1 Forderziel

Das Land Schleswig-Holstein gewéhrt den értlichen Tragern der &ffentlichen Jugendhilfe nach
MaRgabe dieser Richtlinie Zuwendungen fir den Einsatz so genannter ,Kompetenzteams In-
klusion“ in den jeweiligen Kreisen, kreisfreien Stéddten und der Stadt Norderstedt.

Eine inklusive Ausrichtung des friihkindlichen Bildungs- und Betreuungssystems ist durch
eine gleichberechtigte Teilhabe aller Kinder und die Sicherstellung gerechter Startchancen
von Beginn an gekennzeichnet. Merkmal einer solchen Ausrichtung ist eine bedarfsgerechte
und individuelle Férderung eines jeden Kindes. Dies sind die Kernelemente eines gelingen-
den Inklusionskonzeptes.

Zur Erreichung dieses Ziels werden auf Grundlage dieser Richtlinie landesweit so genannte
~,Kompetenzteams Inklusion® eingesetzt, die aus multiprofessionellen Inklusionsfachkraften
bestehen. Die Kompetenzteams Inklusion haben die Aufgabe, Einrichtungen inhaltlich-fach-
lich als auch praktisch-strukturell zu unterstitzen, damit diese sich prozesshaft inklusiver
ausrichten.

Eine solche Ausrichtung soll Kindern eine wohnortnahe angemessene Teilhabe durch eine
friihkindliche Bildung und Betreuung in einer vielféltigen Gemeinschaft ermdéglichen. Ziel ist
es, die Kinder in den Einrichtungen alltagsintegriert sowie einzelfallibergreifend zu férdern.
Kinder finden demnach ein Umfeld vor, das eine Haltung lebt, die Diversitat als Bereiche-
rung empfindet und das stetig auf die Ressourcen des einzelnen Kindes sowie der Gemein-
schaft fokussiert und diese stéarkt und ausbaut.

1.2 Zuwendungszweck

Das Land Schleswig-Holstein férdert auf Grundlage des § 82 Absatz 1 des Achten Sozialge-
setzbuches (SGB VIII) und vor dem Hintergrund des § 18 Absatz 3 und § 18 Absatz 2 KiTaG.
Die ,Kompetenzteams Inklusion® bestehen aus qualifiziertem Fachpersonal, das in insgesamt
16 Teams in den Kreisen, kreisfreien Stadten sowie der Stadt Norderstedt fiir eine inklusivere
Ausgestaltung der frihkindlichen Bildungs- und Betreuungslandschaft eingesetzt wird.

1.3 Rechtsgrundlage

1.3.1 Das Ministerium fir Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstel-
lung des Landes Schleswig-Holstein als zustédndige Bewilligungsbehérde gewahrt den
Tragern der 6ffentlichen Jugendhilfe nach Maldgabe dieser Richtlinie und der Allgemei-
nen Verwaltungsvorschriften zu den §§ 23 und 44 Landeshaushaltsverordnung (VV-K
zu § 44 LHO) Zuwendungen fir den Einsatz von ,Kompetenzteams Inklusion® in den
Kreisen und kreisfreien Stadten, sowie in der kreisangehérigen Stadt Norderstedt.

1.3.2 Auf die Gewahrung der Zahlung der Férderung besteht kein Rechtsanspruch. Die Be-
willigungsbehérde entscheidet auf Grund ihres pflichtgemalien Ermessens im Rahmen
der verfligbaren Haushaltsmittel.
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2. Gegenstand der Férderung

2.1 Férderfahig sind Personal- und Sachausgaben, die sich aus dem Einsatz eines

»Kompetenzteams Inklusion® ergeben.

2.2 Zuwendungsfihig sind

2.2.1 Personal- und Sachausgaben fiir die Beschéaftigung folgender Professionen in den

Kompetenzteams Inklusion auf zusétzlich geschaffenen Stellen:

- Sozialpadagoginnen und Sozialpéddagogen,

- Padagoginnen und Padagogen,

- Kindheitspddagoginnen und Kindheitspddagogen,

- Heilpddagoginnen und Heilpddagogen,

- Erziehungswissenschaftler und Erziehungswissenschaftlerinnen mit dem Stu-
dienschwerpunkt Sozialpddagogik, Heil- und Férderpédagogik oder Vorschul-
padagogik

- Heilerziehungspflegerinnen und Heilerziehungspfleger,

- Gebardensprachdolmetscherinnen und Gebéardensprachdolmetscher,

- Sprach- und Kulturmittlerinnen und Sprach- und Kulturmittler,

- Supervisorinnen und Supervisoren,

- Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten,

- Logopéadinnen und Logopé&den,

- Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten,

- Pflegefachkrafte,

- Diatassistinnen und Diatassistenten,

- Sonderpadagoginnen und Sonderpédagogen und

- weiteren Professionen mit einer nachgewiesenen Qualifizierung im Sinne der
fachgerechten Austibung der Leistungen nach 2.3

Die Teams der Inklusionszentren setzen sich aus einem mdglichst breiten Spektrum
von multiprofessionellen Fachkraften zusammen. Eine kurzzeitige Beschéaftigung von
Honorarkraften (z.B. (Gebarden-) Dolmetscher, Motopadie) zur Erreichung des Ziels
einer inklusiven Ausrichtung der regionalen Kindertageseinrichtungen ist méglich.

Die Leitung der Teams kann durch

- Sozialpaddagoginnen und Sozialpddagogen,

- Padagoginnen und Padagogen,

- Kindheitspddagoginnen und Kindheitsp&ddagoginnen,
- Heilpadagoginnen und Heilpddagogen

erfolgen. Eine Abweichung von diesen Professionen bedarf der vorherigen Abstim-
mung mit dem MSJFSIG. Den Teamleitungen ist eine hervorzuhebende Bedeutung
beizumessen. Diese stellen zur Zielerreichung eine effektive und effiziente Organisa-
tion hinsichtlich Personaleinsatz, Qualitdtsentwicklung, Wirksamkeit und Reichweite
der Kompetenzteams sicher.

Eine Teamgrofie von mindestens drei Vollzeitdquivalenten ist anzustreben und muss
spatestens bis zum 1. Januar 2025 erreicht sein.

Nr. 40
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2.2.2 Personal- und Sachausgaben fiir die Tatigkeit nach 2.2.1 qualifizierter freier Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter

2.2.3 Aufwendungen fur die Férderung von bis zu 20% der Gesamtférdersumme flr zusatz-
liches Personal in einzelnen Kindertageseinrichtungen. Hierbei ist sicherzustellen,
dass keine gleichzeitige Férderung durch das SQKM erfolgt.

2.3 Folgende Angebote miissen von den Kompetenzteams Inklusion fiir alle Kinderta-
geseinrichtungen und Kindertagespflegepersonen im jeweiligen Einsatzgebiet zur
Verfiigung gestellt werden:

2.3.1 Fortbildungen und Qualifizierungen von Leitungs- und Fachpersonal der Kindertages-
einrichtungen sowie Kindertagespflegepersonen zu spezifischen und allgemeinen As-
pekten von Inklusion, vorrangig

- Angebote von Leitungs- und Teamfortbildungen zu grundsétzlichen Inklusi-
onsthemen mit dem Ziel einer Verinnerlichung einer inklusiven Grundhaltung
als Basisvoraussetzung,

- Gestaltung und Durchfiihrung von Dienstbesprechungen zu inklusiven The-
men

- (Fall-)Supervisionen fiur Teams,

- Kulturvermittlung sowie Tétigkeiten zur interkulturellen Kommunikation und
zum Konfliktmanagement sowie das Férdern einer gelingenden, transkulturel-
len Elternkooperation,

- empfehlende und beratende Tétigkeiten zu diversen Krankheitsbildern und zu
im Alltag notwendigen pflegerischen Téatigkeiten (z. B. zum Umgang mit Insu-
linpumpen, zur Essensplangestaltung, zu Hygieneaspekten z. B. im Umgang
mit Kathetern) sowie zu einer gelingenden Elternkooperation,

- beratende Tatigkeiten zur Gestaltung von duReren Rahmenbedingungen (z.
B. Barrierefreiheit, Raumgestaltung, Ausstattung mit individuellen Hilfsmitteln,
besonderem Fdérdermaterial/Lernmaterial etc.),

- Gestaltung von Kooperationen und Vernetzungen verschiedener Stellen (z. B.
Frihférderung oder andere therapeutische Dienstleister),

2.3.2 Unterstltzungsleistungen und Beratungsangebote bei Aufnahme von Kindern mit be-
sonderen Bedurfnissen in die Kindertagesbetreuung wie z. B. Beratung zu Gelingens-
bedingungen hinsichtlich eines bestmdéglichen Starts in der Einrichtung oder Informa-
tionen zu Einzelfallleistungen; eine gute interne Vernetzung und Abstimmung der
Kommune insbesondere mit der Eingliederungshilfe ist herzustellen,

2.3.3 Angebote zur Anleitung und Beratung des padagogischen Fachpersonals vor Ort und
»am Kind“ in den Einrichtungen mit dem Ziel einer bestmdéglichen und individuellen
Férderung einzelner Kinder mit besonderen Bedirfnissen wie z. B. gemeinsame Er-
probung und Gestaltung einer mafRgeschneiderten Mittagssituation fir ein Kind mit
Essschwierigkeiten. Leistungen durch die EGH bleiben hiervon unberihrt,

2.3.4 Beratungsleistungen fir die Eltern der Kinder, sofern im Beratungskontext der Ein-
richtungen nach 2.3.3 erforderlich,

2.3.5 Leistungen zur Unterstlitzung der Einrichtung in der Zusammenarbeit mit den Reha-
bilitationstragern und den jeweiligen Leistungserbringern sowie
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2.3.6 Unterstitzungsleistungen bei der Gestaltung von Kooperationen und Vernetzungen
der Einrichtung mit anderen Stellen wie z. B. Frihférderungsstelle oder andere thera-
peutische Dienstleisterinnen und Dienstleister.

2.4 Die Angebote nach 2.3 richten sich stets an die Einrichtungen und damit an die padago-
gischen Fachkrafte mit dem Ziel, diese im Sinne einer inklusiv handelnden Institution der
frihkindlichen Bildung und Betreuung zu befahigen. Die Kompetenzteams Gbernehmen
keine regulédren Betreuungsleistungen oder eine mit Einzelfallhilfen vergleichbare direkte
Foérderung von Kindern, sodass eine Anrechnung auf den Betreuungsschlissel oder die
Mindestanwesenheit nach § 26 Absatz 1 KiTaG, § 26 Absatz 4 KiTaG bzw. § 27 Absatz
2 KiTaG nicht erfolgt. Eine Abstimmung mit Verfahren der Jugend- und Eingliederungs-
hilfe, insbesondere zu den dort durchgefiihrten Gesamtplan (§ 121 SGB IX) und Hilfe-
plan (§ 36 SGB VIII), ist anzustreben, wenn fur Kinder entsprechende Leistungen er-
bracht werden oder zu erbringen sind. Dabei sind die unterschiedlichen Rollen, Aufga-
ben und Zusténdigkeiten der Eingliederungshilfe, der Kindertageseinrichtungen/Kinder-
tagespflegepersonen sowie der ,Kompetenzteams Inklusion® und weiterer Leistungstra-
ger zu beachten. Parallelstrukturen sind in jedem Fall zu vermeiden und ein optimaler
Ressourceneinsatz ist anzustreben.

2.5 Folgende nachrangige Angebote kénnen von den Kompetenzteams Inklusion im jeweili-
gen Einsatzgebiet zur Verfigung gestellt werden, soweit Personalressourcen und Férder-
mittel nicht fir die Angebote nach 2.3 bendétigt werden:

2.5.1 Beratung der zustandigen Stellen bei der Bedarfsplanung fiir integrative Kindergar-
tengruppen, bei der Feststellung eines Bedarfes flir eine Gruppengrélienverringerung
nach § 25 Absatz 5 KiTaG oder eine Verringerung der Zahl der geférderten Kinder
nach § 45 Absatz 2 Nr. 2 KiTaG und bei weiteren Entscheidungen nach dem KiTaG
mit Inklusionsbezug,

2.5.2 Zurverfugungstellung und Kostenerstattung von Dolmetscherleistungen fur Fremd-
sprachen und Gebérdensprache bei Elternversammlungen, Aufnahmegespréchen,
Eingewdhnungen, Entwicklungsgespréchen und anderen Elterngesprachen);

2.6 Die Zuwendungsempfangenden kénnen bis zu 20 % der Férdermittel verwenden, um in
einzelnen Kindertageseinrichtungen entweder entsprechend mehr Leistungen nach 2.3
der Kompetenzteams Inklusion bereitzustellen oder zuséatzliches Personal mit Professio-
nen nach 2.2.1 in Kindertageseinrichtungen zu férdern.

Der ortliche Trager kann einzelne Kindertageseinrichtungen auswabhlen, die bei einer in-

klusiven Ausrichtung der friihkindlichen Bildung und Betreuung besonders gefordert

sind. Diese Kindertageseinrichtungen

e sind in einer besonders belasteten Sozialstruktur gelegen (u.a. hoher Anteil Leis-
tungsberechtigter im SGB I, hohe Dichte an Hilfen zur Erziehung, hoher Anteil an
Alleinerziehenden) und/oder

e sind auf Grund schwacher Infrastruktur besonders benachteiligt und/oder

o verflgen Uber einen besonders hohen Anteil von Kindern mit hohem Férderbedarf
und/oder

e weisen einen besonders hohen Teamentwicklungs- und Qualifizierungsbedarf der
Mitarbeitenden hinsichtlich einer inklusiven Ausrichtung nach.
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Auf Grundlage dieser Kriterien lasst sich der 6rtliche Trager vom Einrichtungstrager ein
Kurz-Konzept vorlegen, das Ausflihrungen zu den geplanten MaRnahmen und ihrer Um-
setzung enthalt. Die Unterstitzung beléuft sich auf maximal zwei Jahre. Nach dieser Zeit
erfolgt eine neue Auswahl von entsprechenden Kindertageseinrichtungen.

3. Zuwendungsempfangerinnen und Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfangende sind die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe in Schleswig-
Holstein. Sie erhalten die Férderung zur eigenverantwortlichen Umsetzung der Kompetenz-
teams Inklusion oder leiten die Mittel ganz oder teilweise in eigener Verantwortung und nach
Durchfiihrung eines Interessenbekundungsverfahrens mit Hinweis auf einen geeigneten zeit-
lichen Rahmen des Antragsverfahren an andere MalRnahmentréger weiter, die anerkannte
Trager der freien Jugendhilfe sein missen. Bei der Weiterleitung der Férderung an andere
MaRnahmentrager gilt Nr. 12 der VV-K zu § 44 LHO entsprechend. Die Férderung von einzel-
nen Kindertageseinrichtungen nach 2.6 darf nicht anderen Mal3nahmentrédgern Ubertragen
werden.

4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Besondere Zuwendungsvoraussetzungen

4.1.1 Férdermittel der Européischen Union, des Bundes und anderer 6ffentlicher Stellen sind
vorrangig in Anspruch zu nehmen und bei Antragsstellung gegentber der Bewilligungs-
behérde anzugeben.

4.1.2 Die Zuwendungsempfangenden ermitteln im Rahmen einer Bedarfsanalyse auf Grund-
lage einer Bedarfsabfrage bei den Tragern von Kindertageseinrichtungen und Kinder-
tagespflegepersonen den Personalbedarf und die erforderlichen Professionen nach
2.2.1.

4.1.3 Die Kompetenzteams lassen sich vor der Ubermittlung von Namen von Kindern oder
Eltern sowie von Daten, die in Verbindung mit anderen Informationen Rickschlisse
auf die Person eines Kindes oder seiner Eltern zulassen, sowie vor Leistungen nach
2.3.3 von der Einrichtung eine schriftliche Einwilligung der Eltern in die Weitergabe der
Daten an das Kompetenzteam vorlegen. Eine Beratung oder Supervision in anonymi-
sierter Form ist auch ohne Einversténdnis der Eltern mdéglich.

4.1.4 Erfolgt eine Beratung durch die Kompetenzteams bezogen auf einen Einzelfall bei
gleichzeitiger Leistungsberechtigung des Kindes nach § 35a SGB VIII oder nach § 99
SGB IX, findet eine verbindliche Absprache dariiber statt, wie die Kooperation der Kin-
dertageseinrichtung, der Eltern, des &rtlichen Tragers und mdglichen weiteren Leis-
tungserbringern (insbesondere heilpadagogische oder interdisziplindre Frihférderung)
entwickelt und gestaltet werden soll. Das gilt auch, wenn andere Sozialleistungstréger
einzubeziehen sind (z.B. Krankenkassen). Die getroffenen Absprachen werden doku-
mentiert und im weiteren Prozess regelmafig aktualisiert.
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5. Art, Umfang und Héhe der Zuwendung

5.1 Zuwendungs- und Finanzierungsart, Form der Zuwendung

Die Zuwendung wird als Projektférderung in Form eines nicht riickzahlbaren Zuschusses im
Wege der Vollfinanzierung mit Begrenzung auf Hochstbetrédge gewahrt.

5.2 Bemessungsgrundlage — zuwendungsfahige Ausgaben, Héchstbetrage

5.2.1 Bemessungsgrundlage sind die nachweisbaren, zuwendungsfahigen Ausgaben, die
unter Anlegung eines strengen Malistabes fir eine sparsame, wirtschaftliche und
zweckmaRige Erlangung des Zuwendungszwecks entstehen.

5.2.2 Die jahrlichen, anhand der Anzahl der betreuten Kinder, der angenommenen Mindest-
teamgrofRe und der Flache der jeweiligen Gebiete bemessenen Gesamthdchstbetrdge
fur die einzelnen oértlichen Jugendhilfetrdger ergeben sich aus der Anlage 1.

5.2.3 Der Gesamtzuschuss fiir Personal- und Sachkosten ist jeweils begrenzt auf den Be-
trag, der sich bei Multiplikation der Berechnungsgrundlage von 110.000 Euro mit der
Anzahl der zuséatzlichen Vollzeitdquivalente — unabhé&ngig von der tatsachlichen Stel-
lenaufteilung - nach 2.2.1 bis 2.2.3 ergibt. Sind Stellen nur fiir einen Teil des Jahres
belegt, vermindert sich der Hochstbetrag entsprechend.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Hinweis auf Forderung durch das Land

Auf die Férderung durch das Land Schleswig-Holstein ist bei den bewilligten MalRnahmen
insbesondere bei der Bewerbung und Offentlichkeitsarbeit in geeigneter Weise durch die Zu-
wendungsempfangenden hinzuweisen.

6.2 Weitere Bestimmungen

6.2.1 Die Zuwendungsempfangenden stellen sicher, dass allen Kindertageseinrichtungen
und Kindertagespflegepersonen in ihrem Zustandigkeitsgebiet gleichberechtigter/pari-
tatischer Zugang (u.a. unabhéngig einer Tragerzugehdrigkeit oder Umfang von ge-
wahrten Leistungen) zu den Leistungen der Kompetenzteams Inklusion gewahrt wird.

6.2.2 Die Leistungen des ,Kompetenzteams Inklusion“ werden unter der Voraussetzung er-
bracht, dass die jeweilige Einrichtungsleitung eine grundlegende, mindestens eintégige
Fortbildung zum Thema Inklusion besucht, sofern sie nicht bereits einen Nachweis
Uber eine vergleichbare Qualifizierung vorlegen kann. Diese Fortbildung kann auch
durch das Kompetenzteam Inklusion angeboten werden.

7. Verfahren
7.1 Antragsverfahren
7.1.1 Fur die Bewilligung von Férdermitteln nach dieser Richtlinie bedarf es der schriftlichen

Beantragung bei der Bewilligungsbehdrde unter Vorlage aller erforderlichen Antragun-
terlagen.
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7.1.2 Es kénnen nur Férderantrage fur Malnahmen gestellt werden, mit denen noch nicht
begonnen wurde. Bei Folgeantragen ist ein vorzeitiger Mallnahmenbeginn zuldssig.
Dies nimmt nicht die Bewilligung des Folgeantrags vorweg.

7.1.3 Erstantrdge und Folgeantrége sind vom 01. Januar bis zum 31. Oktober des Jahres fur
das folgende Forderjahr einzureichen. Fir das Férderjahr 2022 gilt diese Frist nicht.

7.1.4 Den Antrdgen sind folgende, bei Folgeantragen aktualisierte, Unterlagen beizufiigen:
- ein MaRnahmen- und Projektplan,
- ein Kosten- und Finanzierungsplan,
- ein Stellenplan,
- Kurz-Konzepte, die Nachweise zu den Auswahlkriterien und Ausfiihrungen zu
den Zielen, geplanten MaRnahmen und Umsetzungsschritten der Kindertages-
einrichtungen enthalten, die unter die 20%-Regelung (siehe Punkt 2.6) fallen.

unter Verwendung der Vordrucke (Anlage)

sowie bei Erstantrégen

- eine Erkldrung, dass mit dem Vorhaben noch nicht begonnen wurde,

- eine Erklarung dariiber, ob die kommunale K&rperschaft zum Vorsteuerabzug
nach § 15 UStG berechtigt ist; ggf. hat sie im Finanzierungsplan die Vorteile
auszuweisen.

Weitere Unterlagen kann die Bewilligungsbehérde im Einzelfall anfordern.

7.1.5 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Zuwendungsempféngers/der Zuwendungsemp-
féngerin, die im Zusammenhang mit der MalRnahmenrealisierung tatig werden und de-
ren Personalausgaben im Rahmen des reguldren Beschéftigungsverhaltnisses mit 6f-
fentlichen Mitteln finanziert werden, dirfen im Zuge der Projektrealisierung nicht zu-
sétzlich oder in sonstiger Weise mit Landesmitteln finanziert werden. In diesen Féllen
ist dem Antrag eine gesonderte schriftliche Erklarung beizufligen, aus der hervorgeht,
dass deren Téatigkeit nicht zuséatzlich mit Landesmitteln finanziert wird. Liegt zu diesen
Personen im Zusammenhang mit der MaRnahmenrealisierung eine Honorarvereinba-
rung vor und erfolgt die Aufgabenwahrnehmung auf3erhalb ihrer Tatigkeit bei dem Zu-
wendungsempfanger/der Zuwendungsempfangerin, so ist dies gleichsam schriftlich im
Zuge der Antragstellung mit rechtsverbindlicher Unterschrift zuzusichern. Gleiches gilt
bei Personalwechsel.

7.2 Bewilligungsverfahren

Abweichend oder ergénzend zu den Bestimmungen der ANBest-K gelten hierzu folgende Ne-
benbestimmungen:

Sofern die antragsberechtigten Stellen den Férdermittelantrag fur externe Bildungs- und Mal3-
nahmentrager stellen, haben sie die Zuwendung aus Landesmitteln ganz an diese Trager
zweckgebunden fir die Durchfiihrung der beantragten Qualifizierungsmaflinahme weiterzu-
geben (Nr. 12 der W zu § 44 LHO). Die Erstempféngerinnen oder Erstempfénger dirfen die
Mittel nur in 6ffentlich- rechtlicher Form an die externen Bildungs- und MalRnahmentrager wei-
tergeben.

7.3 Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der bewilligten Zuwendung erfolgt in Teilbetrdgen auf Abruf und nach Be-
darf. Die Festlegung der Zeitpunkte erfolgt unter Beachtung des § 34 Abs. 2 der LHO. Zur
Herstellung der Zahlungsvoraussetzungen kann die Bewilligungsbehérde weitere Unterla-
gen und Belege anfordern.
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7.4 Verwendungsnachweisverfahren

Ist eine Zuwendung zur Erflllung des Zuwendungszwecks weitergeleitet worden, sind nach
Nr. 7.5 ANBest-K die Verwendungsnachweise der Letztempfangerin / des Letztempfangers
dem an die Bewilligungsbehérde vorzulegenden Verwendungsnachweis als Anlage beizufi-
gen.

Hierzu stellt die Bewilligungsbehérde der Zuwendungsempfangerin/dem Zuwendungsemp-
fanger einen entsprechenden Vordruck zur Verfiigung.

Zusatzlich zu den Ublichen Unterlagen des Verwendungsnachweises sind Angaben tber die
erreichten Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflegepersonen und den dort umgesetz-
ten Angeboten gemal Pkt. 2 dieser Richtlinie einzureichen. Mégliche Rabatte und Skonti sind
ungekirzt von der Zuwendungsempféngerin/dem Zuwendungsempfanger in Anspruch zu
nehmen und im Verwendungsnachweis auszuweisen. Nicht genutzte Zahlungsverginstigun-
gen gehen als nicht anerkennungsfahige Mehrausgaben in voller H6he zu Lasten der Zuwen-
dungsempfangerin/des Zuwendungsempfangers.

7.5 Zu beachtende Vorschriften

Fur die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendungen sowie fiir den Nachweis
und die Priifung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung, der Widerruf oder
Teilwiderruf des Zuwendungsbescheides und die Rickforderung der gewahrten Zuwendung
gelten die VV-K zu § 44 LHO i.V.m. der entsprechenden Regelung des Landesverwaltungs-
gesetzes (§§ 116, 117, 117a LVwWG), soweit nicht in den Férderrichtlinien Abweichungen zu-
gelassen worden sind. Fir das Antrags- und Verwendungsnachweisverfahren sind aus-
schliellich die von der Bewilligungsbehérde herausgegeben Formularmuster zu verwenden.

8. Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt rickwirkend zum 01. Januar 2023 in Kraft. Sie ist befristet bis zum 31.
Dezember 2025.

9. Ergebnis Nachhaltigkeitscheck Schleswig-Holstein

Das Vorhaben hat positive Auswirkungen auf 'Good Governance und gesellschaftliche Teilha-
be', 'Gesundes Leben' und 'Globale Verantwortung'.

Das Vorhaben hat keine direkten oder indirekten Auswirkungen auf die Treibhausgasemissio-
nen.

Aminata Touré

Die Ministerin fir Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung
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Verwaltungsvorschriften

Richtlinie liber die Gewdhrung von Billigkeitsleistungen als Hartefallhilfen fiir
soziale Vereine und Verbande (hier insbesondere fiir Frauenfacheinrichtungen)
Schleswig-Holsteins aufgrund der gestiegenen Energiepreise (Hartefallfonds
Vereine und Verbéande)

Billigkeitsrichtlinie gemaR § 53 LHO

Bekanntmachung des Ministeriums flr Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integra-
tion und Gleichstellung vom 07.06.2024 — VIII GS 4

1. Ziel und Zweck der Billigkeitsleistung

Zweck des Hartefallfonds ist es, schleswig-holsteinische Frauenfacheinrichtungen
zu unterstitzen, um die im Zusammenhang mit der Energiepreiserh6hung ent-
standenen wirtschaftlichen Notlagen abzumildern. Damit soll sichergestellt wer-
den, dass deren Angebote trotz steigender Energiepreise auch weiterhin auf-
rechterhalten werden kénnen und sie ihrer wichtigen gesellschaftlichen Funktion
weiterhin nachkommen kénnen.

Dies soll mit der Hartefallhilfe durch eine einmalige Soforthilfe erreicht werden. Es
handelt sich um eine Billigkeitsleistung nach § 53 Landeshaushaltsordnung
Schleswig-Holstein (LHO).

1.1.Billigkeitsleistungen nach § 53 LHO werden nach Mal3gabe der Grundséatze
dieser Richtlinie, den allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen sowie
der Regelungen des Landesverwaltungsgesetzes Schleswig-Holstein (LVwWG)
gewabhrt.

1.2.Ein Rechtsanspruch auf Gewadhrung der Billigkeitsleistung besteht nicht. Die
Bewilligungsbehdrde entscheidet auf Grund ihres pflichtgeméaflien Ermessens
im Rahmen der verfliigbaren Haushaltsmittel. Dabei ist der Zeitpunkt des Ein-
gangs der vollstandigen Antragsunterlagen mafgeblich.

1.3. Die Hartefallhilfe wird nachrangig zu anderen Hilfen des Bundes oder des
Landes gewahrt, die ebenfalls der Minderung der wirtschaftlichen Auswirkun-
gen der Energiepreiserh6hung dienen. Sie ist mit sonstigen Zuwendungen
kombinierbar.

2. Gegenstand der Billigkeitsleistung
2.1.Gegenstand der Leistung ist ein einmaliger, nicht riickzahlbarer Zuschuss zur

Uberwindung einer durch die Energiepreiserhéhung entstandene wirtschaftli-
che Notlage (Liquiditatsengpass).
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2.2.Im Rahmen dieser Richtlinie gewahrt das Land den Antragsberechtigen (vgl.
Ziffer 3) flr den Zeitraum 1. Oktober 2022 bis 30. April 2023 einen einmaligen
Zuschuss zu den Energiekosten (Strom, Gas, Fernwarme).

Empfangerinnen und Empféanger der Billigkeitsleistung

Antragsberechtigt im Sinne dieser Richtlinie sind die Uber das Finanzausgleichs-
gesetz (FAG) geférderten Frauenfacheinrichtungen (Frauenhduser, Frauenbera-
tungsstellen und landesweite Angebote), die im Rahmen ihrer jahrlichen Férde-
rung regelmanig Betriebskosten geltend machen.

Voraussetzungen der Leistungsgewdhrung

Voraussetzung fur die Gewahrung von Hartefallhilfen ist eine substantiiert vorge-
tragene durch die Energiepreiserhbéhung entstandene wirtschaftliche Notlage (Li-
quiditdtsengpass) im Zeitraum 1. Oktober 2022 bis 30. April 2023 (Heizperiode
2022/2023).

Die Hartefallhilfe wird daher nicht gewahrt, sofern dieser Zustand unabhangig von
der Energiepreiserh6hung besteht und insbesondere bereits vor dem 24. Februar
2022 bestanden hat. Sie wird ferner nicht oder nur teilweise gewéahrt, wenn keine
Anstrengungen zur Einsparung von Energie unternommen worden sind. Die un-
ternommenen Anstrengungen zur Einsparung von Energie sind ebenfalls sub-
stantiiert vorzutragen.

Vorhandene zweckgebundene Ricklagen werden nicht in die Berechnung des Li-
quiditatsengpasses einbezogen. Hierbei handelt es sich um Betriebsmittelriickla-
gen im Sinne von § 62 Abs. 1 Nr. 1 und Investitionsricklagen im Sinne von § 62
Abs. 1 Nr. 2 der Abgabenordnung, die nicht aufgelést werden missen.
Ruckstellungen im Sinne der LHO § 44 (AnBest-l) sind ebenfalls unschédlich.

Mittel gemal} dieser Richtlinie durfen allerdings nicht zur Riicklagenbildung ge-
nutzt werden. Durch Drittmittel finanzierte Projekte (mindestens 50 Prozent Dritt-
mittelanteil) bleiben bei der Liquiditdtsrechnung in Bezug auf Einnahmen wie Aus-
gaben unbericksichtigt. Vorhandene liquide Eigenmittel fir diese Projekte wer-
den ebenfalls nicht in die Liquiditdtsrechnung einbezogen.

Leistungsumfang und Héhe
5.1.Fir die aus dem FAG geférderten Frauenhauser, kénnen Mittel bis zu einer
Hoéhe der regular gewahrten Betriebskostenpauschale anerkannt (individuelle

Platzzahl je Frauenhaus x 31 gm x 3 Euro x 7 Monate) werden.

5.2.Fir die aus dem FAG geférderten Frauenberatungsstellen, kénnen bis zu 5%
von 7/12 der Zuwendungssumme 2023 anerkannt werden.

29
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5.3.Die Hartefallhilfe wird maximal bis zur H6he der berechneten Pauschale nach
Ziffer 5.1. oder 5.2. dieser Richtlinie und des substantiiert vorgetragenen Li-
quiditédtsengpasses gewahrt. Im Antrag ist die wirtschaftliche Notlage zu er-
ldutern. Die antragstellenden Einrichtungen missen versichern, dass sie ihre
Tatigkeit nur mit der Energiekostenhilfe des Landes ohne Einschrankungen
aufrechterhalten kénnen.

5.4.Es qilt eine Bagatellgrenze fur die Billigkeitsleistung in H6he von 500 Euro.
Eine Leistung wird nicht gewahrt, wenn der dargelegte Liquiditdtsengpass in
der Summe 500 Euro nicht tbersteigt.

6. Verfahren

6.1.Bewilligungsbehdrde ist das Ministerium fur Soziales, Jugend, Familie, Senio-
ren, Integration und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein.
Antrége sind einzureichen beim:

Ministerium fir Soziales, Jugend, Familie, Senioren,
Integration und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein
VIII GS

Postfach 70 61

24170 Kiel

6.2. Antrage kénnen bis zum 31. August 2024 durch die Antragsberechtigten Ein-
richtungen schriftlich per Post bei der Stabsstelle Gleichstellung von Frauen
und Mannern, Schutz von Frauen vor Gewalt eingereicht werden. Ein Vor-
druck kann beim Ministerium angefordert werden.

6.3.Im Antrag ist der, durch die Energiepreiserh6hung entstandene Liquiditats-
engpass substantiiert vorzutragen.

6.4. Der Bewilligungsbescheid wird in Papierform an den Antragstellenden ver-
sendet. Die Auszahlung erfolgt zeitnah. Der Antrag auf Gewé&hrung der Billig-
keitsleistung gilt gleichzeitig als Auszahlungsantrag.

6.5.Die Leistung gilt mit der Auszahlung grundsatzlich als zweckentsprechend
verwendet. Die Bewilligungsbehdérde behalt sich vor, einen entsprechenden
Verwendungsnachweis abzufordern.

7. Sonstige Regelungen

Die Angaben im Antrag und in den sonstigen einzureichenden Unterlagen sowie
im Bescheid als subventionserheblich benannten Angaben, sind subventionser-
heblich im Sinne der Strafvorschriften zum Subventionsbetrug (§ 264 StGB) und
des § 1 Landessubventionsgesetzes. Zudem ist eine Erklarung Uber die Kenntnis
dieser subventionserheblichen Tatsachen abzugeben. Andern sich subventions-
erhebliche Tatsachen, ist dies der Bewilligungsbehdrde unverziglich mitzuteilen.
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Bei vorséatzlichen oder leichtfertigen Falschangaben muss mit einer Strafverfol-
gung wegen Subventionsbetrugs gerechnet werden.

. Schlussbestimmungen

Die Annahme der Billigkeitsleistung beinhaltet das Einverstandnis, die aus dem
Antragsverfahren ersichtlichen Daten von der Bewilligungsstelle an den Schles-
wig-Holsteinischen Landtag weiterzugeben, auf Datentragern zu speichern und
vom Ministerium fiir Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleich-
stellung des Landes Schleswig-Holstein oder in seinem Auftrag von wissenschaft-
lichen Einrichtungen fur Zwecke der Statistik und der Erfolgskontrolle Giber die
Wirksamkeit der Hartefallhilfen auszuwerten und die Auswertungsergebnisse zu
veréffentlichen.

. Nachhaltigkeit

Das Ergebnis des Nachhaltigkeitschecks lautet: Das Vorhaben hat keine Auswir-
kungen auf die Handlungsfelder.

Das Vorhaben hat keine direkten oder indirekten Auswirkungen auf die Treib-
hausgasemissionen.

10.Geltungsdauer

Die Billigkeitsrichtlinie tritt am Tag nach der Verkindung in Kraft und tritt am 31.
Dezember 2024 auller Kraft.
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Personallibersicht Projekt Frauen_Wohnen

Anzahl
Mitarbeitende
Gesamt

Lfd. Nr.

Aufgabenbezeichnung
(Projekt)

Wochenarbeitszeit
gem. Vertrag
Wochenstunden

1a Diakonie No

rd Nord Ost - Liibeck, Ostholstein

—_—

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /
Beratung /Akquise

26,5

2

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /
Beratung /Akquise

39

3

Verwaltung

32

4

Leitung

39

GESAMTSTUNDEN

1b Hilfe fiir Frauen in Not e.V. - Lauenburg, Stormarn

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /
Beratung /Akquise

K.A.

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /
Beratung /Akquise

K.A.

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /
Beratung /Akquise

K.A.

4

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /
Beratung /Akquise

K.A.

5

Verwaltung

K.A.

GESAMTSTUNDEN

2 stadt.mission.mensch - Ki

el, PIon, Neumiinster

—

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /
Beratung /Akquise

37,36

2

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /
Beratung /Akquise

38,71

3

Verwaltung

31,25

4

Leitung

38,71

GESAMTSTUNDEN

3 Diakonie

RSS 3a: Pinneberg Nord, EImshorn, Steinburg, Itzehoe

RSS 3b: Pinnebe&;, Wedel, Segeberg

—

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /
Beratung /Akquise

39

N

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /
Beratung /Akquise

29,25

w

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /

Beratung /Akquise

29.5




4]Verwaltung 19,5

5]Verwaltung 39

6]Leitung 2
GESAMTSTUNDEN

4 Briicke Rendsburg-Eckernforde - Rendsburg-Eckernférde, Dithmarschen, FI

—_—

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /
Beratung /Akquise

N

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /
Beratung /Akquise

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /
Beratung /Akquise

Padagogisches Personal /
Verwaltungstatigkeiten /
Beratung /Akquise

Verwaltung

4
5
6

Verwaltung

7

Leitung

GESAMTSTUNDEN

26

GESAMTSTUNDEN

Paritatischer SH

—

Projektkoordinierung

39

2

Projektkoordinierung

39

3

Projektsteuerung

30

GESAMTSTUNDEN

29

GESAMTSTUNDEN




Wochenarbeitszeit im |Anteil % VZA
Projekt Projekt (38,7 WS)
Wochenstunden
38,7
26,5] 100,00 % 0,6848
19,5
50,00 % 0,5039
5] 15,63 % 0,1292
5751 14,74 % 0,1486
56,75 A 1,4664
k.A. 0,1034
4
k.A. 0,2067
8
k.A. 0,3101
12
k.A. 0,0646
2,5
6 k.A. 0,1550
32,5 A 0,8398
100,00 % 0,9654
37,36
100,00 % 1,0003
38,71
3,12] 9,98 % 0,0806
1,8] 4,65% 0,0465
80,99 A 2,0928
61,54 % 0,6202
24
100,00 % 0,7558
29,25
100,00 % 0,7623

29.5




0,51 2,56 % 0,0129
1,5] 3,85% 0,0388

2| 100,00 % 0,0517
86,75 J. 2,2416

ensburg, Schleswig-Flensburg, Nordfriesland

#WERT! 0,5168

20
#WERT! 0,5168

20
#WERT! 0,3876

15
#WERT! 0,2584

10
2| #WERT! 0,0517

3] #WERT!

5] #WERT! 0,1292
75 J. 1,8605
331,99 J. 8,5010
20] 51,28 % 0,5168
15] 38,46 % 0,3876
5] 16,67 % 0,1292
40 . 1,0336
371,99 . 9,5346




Forderung der Frauenberatungsstellen in 2023 und 2024 nach §201a LVwG

Einrichtung

§ 201a LvwG 2023

§ 201a LvwG 2024

Dithmarschen: Notruf und Beratung fir 12.500,00 12.500,00

Frauen

Flensburg: Frauennotruf Flensburg 12.500,00 12.500,00

Hzgt. Lauenburg: Frauenberatung in 5.800,00 12.500,00

Schwarzenbek

Kiel: ER-o-ER 2.125,00 2.125,00

Neumdnster: Notruf Neumdinster 6.000,00 12.500,00

Nordfriesland: Frauenberatung und 12.500,00 12.500,00

Notruf Husum

Ostholstein: Notruf Eutin & Neustadt 12.500,00 12.500,00

Pinneberg: Frauenberatung ElImshorn >.000,00 6.250,00

Pinneberg: Pinneberger Frauennetzwerk 7.500,00 6.250,00

PI6n: Beratungs- und Fachstelle in Preetz 12.500,00 12.500,00

RD-Eck: Via! Beratung und Treff 12.500,00 12.500,00

Eckernforde

Schleswig-Flensburg: Frauenzentrum 7.800.00 9.375,00

Schleswig

Schleswig-Flensburg: Frauenzentrum 4.375,00 3.125,00

Kappeln

Segeberg: Frauenrdaume e.V. 4.375,00 7.500,00

(Kaltenkir.+Norderst.)

Segeberg: Frauenzimmer e.V. Bad 5.000,00 5.000,00

Segeberg

Steinburg: FBSt Itzehoe pro familia 12.500,00 12.500,00

Stormarn: Fachberatungsstelle Bad 7.292,00 12.500,00

Oldesloe

Kiel: Frauenhaus Die Lerche 6.500,00 10.375,00

Libeck: AWO Frauenhaus Hartengrube 68.541,00 74.615,00
217.808,00 249.615,00
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Anderung der Richtlinie iiber die Gewéahrung
von Zuwendungen zur Forderung der
landesweiten Vernetzung der
Riickkehrberatung und der Reintegration
(Férderrichtlinie Riickkehrberatung und

Reintegration)*)

Fundstelle: Amtsbl. Schl.-H. 2021, S. 1695

Bekanntmachung des Ministeriums fir Inneres, landliche Raume, Integration und Gleichstellung
vom 22. Oktober 2021 - IV 221 -

Die 0.g. Richtlinie vom 24. April 2019 (Amtsbl. Schl.-H. S. 480) wird wie folgt geandert:

Nummer 1.1 lautet jetzt wie folgt:

»1.1  Die freiwillige Rickkehr ist aus humanitaren Griinden sowie aus finanzieller Sicht die vorzugs-
wurdige Art der Ausreise. Die Ruckkehr muss nachhaltig gestaltet sein. Nachhaltigkeit setzt
voraus, dass ruckkehrvorbereitende MaBnahmen durchgefihrt oder Reintegrationsmaglich-
keiten eréffnet werden. Das Ministerium flr Inneres, landliche Raume und Integration und
Gleichstellung (MILIG) will die freiwillige Ausreise und die Reintegration daher verstarkt for-
dern. Das Land gewahrt nach MaRgabe dieser Richtlinien und der Verwaltungsvorschriften zu
§ 44 LHO Zuwendungen flr MaBnahmen zur Férderung der freiwilligen Ruckkehr und der Re-
integration.”

Nummer 1.3 lautet jetzt wie folgt:
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»1.3  Durch die Zuwendungen sollen Landesmittel flir Projekte zur Verfiigung gestellt werden, wel-
che die Rickkehrberatung ausreisewilliger und ausreisepflichtiger Auslanderinnen und Aus-
lander in Schleswig-Holstein ausweiten, die ausreisewilligen und ausreisepflichtigen Personen
auf die Ruckkehr vorbereiten und die Reintegration in den Herkunftslandern starken. Naheres
ist dem Rahmenkonzept zur Férderung der freiwilligen Rickkehr zu entnehmen.”

Nummer 1.4 letzter Spiegelstrich lautet jetzt wie folgt:

e Vermittlung von Wissen und Fertigkeiten durch riickkehrvorbereitende Manahmen zur Ver-
besserung der Startchancen im Herkunftsland.”

Nummer 2.1 zweiter Satz lautet jetzt wie folgt:

.Gefordert werden regionale Rickkehr- und Reintegrationsprojekte sowie rickkehrvorbereitende MaR-
nahmen staatlicher und nichtstaatlicher Organisationen, die die Beratung von Rickkehrinteressierten
durchfuhren.”

Nummer 2.3 erster Satz lautet jetzt wie folgt:

LUnter Reintegrationsprojekten sowie rickkehrvorbereitenden Manahmen sind insbesondere folgen-
de MaRnahmen zu verstehen:*”

Nummer 2.3 weiterer Spiegelstrich:

e Qualifizierungsmalnahmen in Schleswig-Holstein fir die Selbstandigkeit oder den beruflichen
Wiedereinstieg in den Herkunftslandern*

Nummer 2.5 erster Satz lautet jetzt wie folgt:

»Zur Dokumentation der Erreichung der Forderziele ist ein Controlling gemaR des Rahmenkonzeptes
durchzufihren.”

Nummer 6.1 lautet jetzt wie folgt:

#6.1 Die Antrage auf Gewahrung einer Zuwendung sind in schriftlicher Form mit rechtsverbindli-
cher Unterschrift und zusatzlich per E-Mail bis zum 1. Dezember des Jahres vor dem Jahr, fiir
das die Férderung beantragt wird, zu stellen. Von dieser Frist kann nur in besonderen Ausnah-
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mefallen abgesehen werden. Im Jahr 2019 kénnen Antrage auf Gewahrung einer Zuwendung
in schriftlicher Form mit rechtsverbindlicher Unterschrift und zusatzlich per E-Mail bis zum 1.

Juli 2019 gestellt werden. Es ist ausschlieBlich das Antragsformular nach Anlage 2 zu verwen-
den.”

In Nummer 6.2 erster Satz wird die Ministeriumsbezeichnung korrigiert:

»Das Ministerium fur Inneres, landliche Raume, Integration und Gleichstellung entscheidet ..."

Nummer 7 lautet jetzt wie folgt:

wl Geltungsdauer

Die Anderungen der Richtlinie treten zum 1. Januar 2022 in Kraft. Die Richtlinie ist befristet
bis zum 31. Dezember 2024.“

Anlagen (nichtamtliches Verzeichnis)
Anlage 2: Antrag auf Gewahrung einer Zuwendung

FuBnoten

%) Andert Bek. vom 24. April 2019, GI.Nr. 6600.23

- Seite 3 von 3 -



	01_FinA-Vorlage_Antworten MSJFSIG Fragen FinA 28.11.24_final
	ANL zu 01 Kostenkalkulation _Ansiedlung_LAsD
	ANL zu 01 Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
	ANL zu 02 Zahlungen aus 1001-52601.odt
	ANL zu 03 Mittelabfluss 1002-52699
	ANL zu 06 Förderrichtlinie 2024-2028
	Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

	ANL zu 08 Schulbegleitung
	ANL zu 09 Mittelverteilung Betreuungsbehörden
	ANL zu 12 Förderrichtlinie_Kompetenzteams Inklusion
	ANL zu 16 Billigkeitsrichtlinie
	ANL zu 17 Personalübersicht Projekt Frauen_Wohnen.xlsx
	ANL zu 19 Mittelverteilung § 201a.docx
	ANL zu 22 Richtlinie
	Anlagen (nichtamtliches Verzeichnis)
	Fußnoten





